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Berichte 

Förderstopp für berufsbezogene Deutsch-
kurse  

Überraschend hat das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) den 
Trägern berufsbezogener Deutschkurse 
mitgeteilt, dass ab dem 1. April 2014 kei-
ne weiteren Förderanträge für dieses Jahr 
mehr bewilligt werden können, da das 
Programm besser angenommen werde 
als geplant. ver.di fordert die Landesre-
gierung Baden Württemberg auf, sich 
beim Bund dafür einzusetzen, das Pro-
gramm zu den bisherigen Bedingungen 
fortzusetzen.  

„Das ist ein Schlag ins Gesicht für al-
le Beteiligten“, so Leni Breymaier, Lan-
desbezirksleiterin ver.di Baden-Württem-
berg. „In einem Atemzug wird den Trä-
gern der Kurse bescheinigt, dass sie gute 
und erfolgreiche Angebote machen und 
damit quasi selbst schuld sind, dass des-
wegen in diesem Jahr keine weiteren Be-
willigungen nach dem Programm erteilt 
werden.“ Das Programm wurde und 
wird vom BAMF weiter beworben, erst 
auf Nachfrage erfahren Interessenten, 
dass es mindestens ein dreiviertel Jahr 
keine neuen Kurse gibt (www.bamf.de/ 
DE/Willkommen/DeutschLernen/Deut
schBeruf/deutschberuf-node.html).  

Menschen mit Migrationshinter-
grund, die sich für Kurse in der zweiten 
Jahreshälfte anmelden wollten, um 
schnell einen Arbeitsplatz zu finden oder 
um ihre Deutschkenntnisse in Bezug auf 
ihre Arbeit zu verbessern und dafür zum 
Teil auch schon die Zusagen ihrer Ar-
beitgeber hatten, die Kursteilnahme 
durch eine entsprechende Freistellung zu 
unterstützen, wurden vor den Kopf ge-

stoßen; ihre berufliche Integration wird 
durch den Förderstopp deutlich er-
schwert.  

Gerade in Baden-Württemberg wur-
de das Programm von vielen Firmen un-
terstützt und hat dadurch neben Sozial-
leistungsempfängern auch die Förderbe-
darfe berufstätiger Menschen mit Migra-
tionshintergrund erreicht. Damit ist das 
Programm auch für das Land Baden-
Württemberg ein Erfolg, an dessen Fort-
führung die Landesregierung ein Interes-
se haben muss.  

Auch die Beschäftigten und die Ho-
norarkräfte der betroffenen Träger, in 
Baden-Württemberg insbesondere die 
DAA, sind ratlos. Da das Programm auf 
das ganze Jahr ausgelegt war, durften sie 
davon ausgehen, über das ganze Jahr 
verteilt entsprechende Kurse zu geben.  

Hanna Binder, Landesfachbereichs-
leiterin Bildung, Wissenschaft und For-
schung bei ver.di Baden-Württemberg: 
„Im Moment ist noch unklar, wie sich 
der Wegfall geplanter Kurse auf die ein-
zelnen Lehrenden auswirkt, dass es in 
diesem Bereich weniger Arbeit geben 
wird, ist aber sicher, wenn es bei dem 
Förderstopp bleibt.“  

Quelle: Pressemeldung ver.di Baden-
Württemberg, 10. April 2014 

Paritätischer Gesamtverband legt Studie zu 
Förderangeboten für Langzeitarbeitslose vor 

Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen Gesamtverban-
des, stellte am 4. April 2014 die Ergeb-
nisse der Verbandsumfrage zur Situation 
der Beschäftigungsunternehmen in der 
Freien Wohlfahrtspflege vor: Seit 2010 
hat über ein Drittel (37 Prozent) der im 
Paritätischen Gesamtverband zusam-
mengeschlossenen Bildungsunternehmen 
ihre Arbeit eingestellt. Im Vergleich zu 
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2010 sind 49 Prozent der geförderten 
Maßnahmeplätze weggefallen. 

Langzeitarbeitslose im Abseits: Förderpolitik 
im Aus 

„Sehr geehrte Damen und Herren, nach 
2010 und 2012 legen wir Ihnen heute die 
Ergebnisse unserer dritten Befragung zur 
Situation der Beschäftigungsunterneh-
men in der Freien Wohlfahrtspflege vor.  

Lassen Sie mich kurz den Hinter-
grund erläutern. Im Jahr 2010, als wir die 
erste Befragung vornahmen, gab es bei 
den Wohlfahrtsverbänden rund 1.000 
Beschäftigungsunternehmen, die rund 
200.000 schwer vermittelbare Arbeitslose 
erreichten. Rund 20 Prozent dieser Un-
ternehmen waren und sind unter dem 
Dach des Paritätischen organisiert. Diese 
wurden von uns befragt. Bei einem 
Rücklauf von fast 70 Prozent – der bei 
den Folgebefragungen naturgemäß mo-
derat zurückging – hatten wir damit eine 
robuste Grundlage, um Aussagen treffen 
zu können zur Situation der Unterneh-
men und – in den Folgebefragungen – zu 
den Auswirkungen der arbeitsmarktpoli-
tischen Sparbeschlüsse aus dem Jahre 
2010 und der sogenannten Instrumen-
tenreform aus 2011.  

Für uns ist dieser Blick in die Träger-
landschaft aus zwei Gründen so wichtig 
und in mehrfacher Hinsicht aussagekräf-
tiger als die Statistiken der Bundesagen-
tur für Arbeit: Zum einen haben viele 
Beschäftigungsunternehmen gehofft, die 
Kürzungen der Bundesregierung viel-
leicht und wenigstens teilweise mit ande-
ren Förderprogrammen aus EU-, Lan-
des- oder kommunalen Mitteln ausglei-
chen zu können. Zum anderen sagen die 
Zahlen der Bundesagentur nichts zur 
Qualität der Maßnahmen für schwer 
vermittelbare und Langzeitarbeitslose 
aus. Die Einschränkungen, mit denen die 

Träger vor Ort zu kämpfen haben, liegen 
jedoch nicht nur im Abbau von Maß-
nahmenplätzen, sondern können ebenso 
die pädagogische Begleitung betreffen, 
im Abbau von Sozialarbeiterstellen liegen 
oder in einer nicht sachgerechten Ver-
kürzung von Maßnamezeiten. Auch sol-
che Erkenntnisse sind für uns sehr wich-
tig. Beschäftigungsunternehmen sind 
kein Selbstzweck. Es geht um soziale 
Arbeit, im besten Fall um Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt, aber sehr häu-
fig auch erst einmal um psychosoziale 
Unterstützung, um soziale Stabilisierung 
von Menschen. Welche Auswirkungen 
die Kürzungen auf diese Zielsetzungen 
haben, findet in der Statistik der BA kei-
nen Niederschlag.  

Die Ergebnisse unserer dritten Be-
fragung sind durchweg erschütternd.  

Bereits nach der Umfrage 2012 dach-
ten wir, dass nun das Ende der Fahnen-
stange erreicht sein müsste. Die Teil-
nehmerzahl in den Maßnahmen unserer 
Beschäftigungsträger war gegenüber 
2010 um über 40 Prozent zurückgegan-
gen, 27 Prozent der Träger hatte ihre 
Arbeit auf diesem Feld eingestellt.  

Wir haben eindringlich davor ge-
warnt, mit dieser Kürzungspolitik den 
öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektor auszuhöhlen. Wir haben vor wei-
terem Trägersterben gewarnt und davor, 
dass ihr Know-how und gutes Fachper-
sonal, das über Jahre und Jahrzehnte Er-
fahrungen in der Integration, Unterstüt-
zung und Förderung von Langzeitar-
beitslosen aufgebaut hat, unwiederbring-
lich verloren geht. Wenn nicht Einhalt 
geboten wird, wird eine ganze Hilfs- und 
Förderstruktur für schwer vermittelbare 
Arbeitslose auf der Strecke bleiben. 

Heute, zwei Jahre später, müssen wir 
feststellen: Wir haben leider recht behal-
ten. Es ist genau so gekommen. 

Wie Sie wissen, wurde weiter gekürzt. 
Standen 2010 noch 6,6 Milliarden Euro 
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für Eingliederungsleistungen zur Verfü-
gung, sind es in diesem Jahr gerade noch 
3,9 Milliarden Euro.  

Was heißt das konkret für die Ange-
bote der Beschäftigungsunternehmen in 
2013? 

Im Vergleich zu 2010 ist praktisch 
jeder zweite geförderte Maßnahmenplatz 
verschwunden (49 Prozent). Das Ange-
bot hat sich in nur drei Jahren regelrecht 
halbiert. Das heißt auch, die erhoffte 
Kompensation durch andere Mittel aus 
anderen Förderprogrammen ist bei kaum 
einem Träger gelungen und spielt ange-
sichts der Gesamtzahlen faktisch keine 
Rolle.  

Besonders deutlich sind die Verluste 
bei den Arbeitsgelegenheiten, die um 
zwei Drittel zurückgegangen sind. Der 
Beschäftigungszuschuss spielt als Integ-
rationsinstrument faktisch überhaupt 
keine Rolle mehr.  

Bereits in unserer Umfrage 2012 hat-
ten sich 27 Prozent der Träger aus der 
Arbeit für Langzeitarbeitslose verab-
schiedet oder waren gezwungen, in die 
Insolvenz zu gehen. Wir waren der fes-
ten Überzeugung, dass es schlimmer 
nicht mehr kommen könnte. Umso mehr 
waren wir geschockt, dass es in 2013 
noch einmal zehn Prozentpunkte mehr 
geworden sind. 37 Prozent der Träger 
haben in nur drei Jahren ihre Arbeit für 
Langzeitarbeitslose gänzlich einstellen 
müssen. Meine Damen und Herren. So 
etwas nennt sich Trägersterben auf dem 
Feld der Arbeitsmarktintegration.  

Weitere 20 Prozent berichten über 
nicht nur leichte oder deutliche, sondern 
über massive Einschränkungen ihrer Ar-
beit, nicht nur durch gestrichene Maß-
nahmenplätze, sondern ebenso gestri-
chene Sozialarbeiterstellen, gekürzte 
Qualifizierungsanteile oder gekürzte 
Förderzeiträume. 

Meine Damen und Herren, was wir 
hier in Form unserer Umfrageergebnisse 

besichtigen dürfen, ist ein Feld arbeits-
marktpolitischer Verwüstung. Das, was 
Frau von der Leyen mit ihrer arbeits-
marktpolitischen Abrissbirne noch ste-
hen gelassen hat. Von einer wie auch 
immer gearteten Regelförderstruktur für 
Langzeitarbeitslose kann heute beim bes-
ten Willen nicht mehr gesprochen wer-
den. Eine solche Regelförderstruktur ist 
nicht mehr existent.  

Die verbliebene Förderlandschaft ist 
ein Flickenteppich von kurzfristigen Hil-
fen und Maßnahmen, die nicht geeignet 
sind, das Problem der über Jahre verfes-
tigten Langzeitarbeitslosigkeit zu lösen.  

Nach unserem Verständnis geht es 
darum, Menschen nicht nur irgendwie 
mit irgendwas zu beschäftigen, sondern 
sie mit sinnvollen Beschäftigungsangebo-
ten tatsächlich zu fördern. Eine solche 
Förderung, die den einzelnen in den 
Blick nimmt und passgenau ist, ist unter 
den gegebenen Bedingungen nicht mehr 
oder allenfalls noch aufgrund des über-
großen Engagements der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter möglich. Viele unse-
rer Träger arbeiten mittlerweile an ihrer 
professionellen Schmerzgrenze.  

Meine Damen und Herren, ich meine 
es genauso dramatisch, wie ich es sage: 
Wir stehen arbeitsmarktpolitisch am Ab-
grund. Die alte Bundesregierung hat mit 
ihrer rigorosen Kürzungspolitik und der 
von Anfang an umstrittenen Instrumen-
tenreform keinen Beitrag zur Steigerung 
von Effizienz und Effektivität geleistet. 
Im Gegenteil: Sie hat das Hilfe- und Un-
terstützungssystem für Langzeitarbeitslo-
se vor die Wand gefahren.  

Wir müssen ehrlich werden: Alle ar-
beitsmarktpolitischen Akteure wissen, 
dass wir in Hartz IV 400.000 Personen 
mit so erheblichen Einschränkungen ha-
ben, dass diese auf den ersten Arbeits-
markt kaum noch zu vermitteln sind. Es 
geht um Menschen, die vielfach mit pä-
dagogischer und sozialarbeiterischer Hil-
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fe zuallererst wieder an die Anforderun-
gen eines Arbeitsalltages herangeführt 
werden müssen. Es geht vielfach um 
Menschen, die gesundheitlich so beein-
trächtigt sind, dass sie in der Tat nicht 
mehr als drei Stunden am Tag arbeiten 
können, und diese drei Stunden sogar 
nicht einmal immer am Stück. Die Ar-
beitsmarktpolitik unter Frau von der 
Leyen hat sich von diesen Menschen ab-
gewendet, sie ins Abseits gestellt und 
sich stattdessen in den letzten Jahren auf 
die arbeitsmarktnahen, die gut qualifi-
zierten und schnell vermittelbaren Ar-
beitslosen konzentriert. Die Bundesagen-
tur für Arbeit selbst räumt ein, dass es 
für diesen Personenkreis an passenden 
Förderangeboten fehlt. 

Wir setzen unsere letzte Hoffnung in 
die neue Bundesregierung und die neue 
Bundesarbeitsministerin. Sie müssen jetzt 
die grundlegende Entscheidung treffen, 
ob sie das am Boden liegende Hilfesys-
tem für diese Menschen schlussendlich 
aufgeben oder ob sie ihm wieder neues 
Leben einhauchen wollen.  

Wir halten die Revitalisierung der Be-
schäftigungsförderung auch für ein mo-
ralisches Gebot und appellieren an die 
Große Koalition, das Ruder herumzurei-
ßen und arbeitsmarktpolitisch aktiv zu 
werden. Auch Schwerstvermittelbare, 
auch Menschen, die womöglich auf den 
ersten Arbeitsmarkt gar nicht mehr zu 
vermitteln sind, haben ein Recht auf Ar-
beit und auf entsprechende Hilfen bis 
hin zur öffentlich geförderten Beschäfti-
gung, da wo es der erste Arbeitsmarkt 
ganz offensichtlich nicht richten will.  

Hierzu brauchen wir mehr und nicht 
weniger sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsmaßnahmen. Wir brauchen 
einen Ausbau der pädagogischen Hilfen. 
Wir brauchen die finanzielle Unterstüt-
zung der Beschäftigungsunternehmen 
und die Sicherung ihres Stammpersonals. 
Und wir brauchen die Flexibilität, wirt-

schaftsnah und im Einzelfall unbefristet 
mit diesen Menschen arbeiten zu dürfen.  

Folgende Maßnahmen sind aus Sicht 
des Paritätischen Gesamtverbands zwin-
gend notwendig: 

Die Arbeitsmarktpolitik muss neu 
ausgerichtet werden. Sie darf sich nicht 
länger einseitig auf die Interessen von 
Arbeitgebern, dem Thema der Fachkräf-
tesicherung und damit der gut vermittel-
baren „Kunden“ konzentrieren. Sie muss 
endlich die Gruppe der Langzeitarbeits-
losen, d. h. den weitaus größten Teil der 
Arbeitslosen im Hartz-IV-Bezug, ins 
Auge fassen. Es ist Sache der Bundesre-
gierung, der Bundesagentur für Arbeit 
einen entsprechenden politischen Auf-
trag zu erteilen, sich dieser Gruppe, ih-
rem Kernklientel, und insbesondere den 
langjährig im Hilfebezug lebenden Men-
schen, neu und intensiv zu widmen.  

Perspektiven und Aufwärtsmobilität 
müssen durch Qualifizierung besser als 
bisher gefördert werden. Die Ursache für 
verfestigen Hilfebezug ist häufig eine ge-
ringe Qualifikation. Die Hälfte der rund 
zwei Millionen arbeitslos gemeldeten 
Personen im Hartz-IV-Bezug verfügt 
über keinen Berufsabschluss. Die Job-
center geben derzeit nur sehr punktuell 
die Chance, Berufsabschlüsse nachzuho-
len. Nur ungefähr ein Prozent erhält ein 
Qualifizierungsangebot, das zum Berufs-
abschluss führt. Das muss sich ändern.  

Um wirksam fördern zu können, 
braucht es langfristige Maßnahmen und 
die Ausrichtung am Einzelfall. Notwen-
dig sind nachgehende Betreuungsange-
bote zur Absicherung (neu entstandener 
und auch bereits vorhandener) Beschäf-
tigungsverhältnisse. Das Instrument der 
Arbeitsgelegenheiten muss wieder direkt 
mit Angeboten der sozialpädagogischen 
Begleitung und Qualifizierung verknüpft 
werden können.  

Schließlich braucht es Angebote der 
öffentlich geförderten Beschäftigung, um 
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auch denen Teilhabe zu ermöglichen, die 
auf absehbare Zeit keine Chance auf 
dem ersten Arbeitsmarkt haben werden. 
Hier können wir durchaus von den In-
tegrationsbetrieben für Menschen mit 
Behinderung lernen. 

Für diesen Plan ist eine bessere Mit-
telausstattung erforderlich. Wir brauchen 
mindestens die Mittel, die wir 2010 hat-
ten, d. h. eine Rücknahme der Kürzun-
gen seit 2010. Wir brauchen wenigstens 
zusätzliche 2,7 Milliarden Euro. Das 
Geld ist da. Wir müssen es nur in die Fi-
nanzierung von Arbeit investieren, nicht 
länger in die Finanzierung von Arbeitslo-
sigkeit. 

Aus aktuellem Anlass: Lassen Sie 
mich noch ein paar Worte ergänzen zur 
aktuellen Ankündigung der Bundesar-
beitsministerin, die Förderung Langzeit-
arbeitsloser auszuweiten. Das angekün-
digte Programm, durch das künftig etwa 
30.000 Langzeitarbeitslose ohne Berufs-
abschluss für die Dauer von 18 Monaten 
durch einen degressiven Lohnkostenzu-
schuss gefördert werden sollen, ist ein 
erster Schritt hin zu notwendigen Ver-
besserungen. Konzeptionell füllt das 
Programm tatsächlich eine echte Leer-
stelle, nämlich die der von uns geforder-
ten Nachbetreuung nach der Vermitt-
lung. Wir müssen aber auch die Kirche 
im Dorf lassen: Durch das Programm 
werden gerade einmal drei Prozent und 
damit nur ein Bruchteil der Langzeitar-
beitslosen erreicht.  

Wenn wir diese Initiative von Frau 
Nahles tatsächlich als ein Signal für eine 
Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik 
und als einen ersten Schritt hin zu einer 
wirklichen Offensive für langzeitarbeits-
lose Menschen verstehen dürfen, dann 
hat die Arbeitsministerin unsere volle 
Unterstützung.“ 

Quelle: Statement von Dr. Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer Paritä-

tischer Gesamtverband, anlässlich einer 
Studie zur aktuellen Entwicklung von 
Förderangeboten für Langzeitarbeitslose 
am Freitag, 4. April 2014, Berlin. 

Bildungsfreistellung: Niedersachsen 
Nur wenige nutzen die Angebote  

In Niedersachsen haben Arbeitnehmer 
im Jahr Anspruch auf fünf Tage bezahlte 
Freistellung für Bildungsurlaub. Das gilt 
auch für Auszubildende und Menschen 
in arbeitnehmerähnlicher Stellung sowie 
Beschäftigte in Werkstätten für Behin-
derte. Die Veranstaltung muss von der 
Agentur für Erwachsenen- und Weiter-
bildung anerkannt worden sein. Sie sollte 
an fünf, mindestens jedoch an drei aufei-
nanderfolgenden Tagen stattfinden und 
muss täglich mindestens acht Unter-
richtsstunden, am An- und Abreisetag 
mindestens je vier Unterrichtsstunden 
umfassen. 

Nur wenige nutzen jedoch das Ange-
bot. Die Nachfrage in Niedersachsen ist 
niedrig, steigt aber. Nach Auskunft des 
Kultusministeriums in Hannover Anfang 
2014 haben von 2004 bis 2008 insgesamt 
145.415 Menschen einen Bildungsurlaub 
gemacht – also knapp 30 000 pro Jahr. 
Allerdings haben sich die Teilnehmer-
zahlen in den vergangenen Jahren er-
höht. Genauere, aktuelle Zahlen gab es 
jedoch noch nicht. 

Nachgefragt werden besonders Bil-
dungsurlaube, die einen beruflichen Be-
zug haben. In Niedersachsen sind das 
rund 42 Prozent. Darauf folgen politi-
sche oder wert- und normenorientierte 
Bildungsmaßnahmen (etwa 31 Prozent) 
und allgemeine (rund 20 Prozent). 

Bildungsurlaub muss nach dem Nie-
dersächsischen Gesetz nicht direkt mit 
dem Beruf zu tun haben. Ein Techniker 
kann sich auch mit politischen Themen 
beschäftigen. Arbeitnehmer könnten 
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auch ihren Horizont erweitern. Zum 
Angebot gehören Seminare zu Sprachen, 
Kultur und Kreativität, Computer und 
Internet, Gesellschaft, Politik und Ge-
schichte, Ökologie und Natur oder Ge-
sundheit und Ernährung. 

Grundsätzlich wird Bildungsurlaub 
sehr häufig von Beschäftigten genutzt, 
die in gewerkschaftlich organisierten Be-
trieben arbeiten. Die meisten Teilnehmer 
kommen aus Großbetrieben und öffent-
lichen Verwaltungen. Der DGB arbeitet 
vor allem mit der Bildungsvereinigung 
Arbeit und Leben zusammen. Bei der 
politischen Bildung seien Themen wie 
erneuerbare Energien oder Wohnformen 
– zum Beispiel generationenübergreifen-
des Wohnen oder Leben im Alter im 
Trend. Bei einem Seminar zu Zeitma-
nagement gehe es aber auch um Burnout 
und Prävention. 

Nur rund drei Prozent der Arbeit-
nehmer/innen nutzten Bildungsurlaub. 
Etliche Mitarbeitende – vor allem aus 
kleineren Betrieben – trauen sich – so die 
Aussage der Gewerkschaften nicht, einen 
Antrag zu stellen.  

Quelle: Bericht Tageszeitung „Der Nor-
den“, 16.2.2014, gekürzt und verändert, 
pf 

Bildungsfreistellung: Baden-Württemberg  
Wann kommt endlich der Anspruch auf Bil-
dungsurlaub? 

Baden-Württemberg ist eines der letzten 
Bundesländer, in dem Beschäftigte kei-
nen Anspruch auf Bildungsurlaub haben. 
Die rot-grüne Landesregierung will die-
sen Anachronismus beenden. Ab 2015 
sollen alle Beschäftigten einen Anspruch 
auf fünf Tage Bildungsurlaub erhalten. 

Gegen dieses Vorhaben gibt es Wi-
derstand. Insbesondere das Arbeitgeber-
lager befürchtet den Verlust der Wett-

bewerbsfähigkeit. Doch das scheint vor-
geschoben zu sein. Es passt den Unter-
nehmen nicht, wenn Beschäftigte 
Rechtsansprüche auf bezahlte Bildungs-
freistellungen erhalten.  

Unter dem Motto „Gib mir fünf!“ 
fordert der DGB in Baden-Württemberg 
die Landesregierung auf, das Bildungsur-
laubsgesetz endlich zu verabschieden. 
Denn es gibt gute Gründe für dieses Ge-
setz! 

Fünf Tage Bildungszeit für alle Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, Auszu-
bildende, dual Studierende und Beamtin-
nen und Beamte sichern den Fachkräf-
tebedarf, kompensieren die ungleiche 
Verteilung von Bildungschancen, stärken 
das lebenslange Lernen und eröffnen in-
dividuelle Bildungs- und Aufstiegschan-
cen!  

Fünf Tage Bildungszeit für politische 
Bildung ermöglichen die Beteiligung an 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Entscheidungen, stärken die grundlegen-
den Werte einer demokratischen und so-
zialen Gesellschaft und beugen Frem-
denfeindlichkeit und Rechtsextremismus 
vor.  

Fünf Tage Bildungszeit für berufliche 
Bildung bauen die beruflichen Kompe-
tenzen von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern aus, eröffnen individuelle 
Bildungs- und Aufstiegschancen und hel-
fen bei der Bewältigung von Struktur-
wandel und Innovation in der Arbeits-
welt. 

Fünf Tage Bildungszeit für das Eh-
renamt stärken die Zivilgesellschaft und 
leisten einen Beitrag zur aktiven Mitge-
staltung von Politik und Gesellschaft 
durch die Bürgerinnen und Bürger und 
fördern die Mitbestimmung in Betrieb 
und Gesellschaft.  

Fünf Tage Bildungszeit für allgemeine 
Bildung fördern durch den Erwerb von 
Fremdsprachenkenntnissen die interna-
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tionale Mobilität und durch interkulturel-
le Bildungsangebote die Integration von 
Migrantinnen und Migranten.  

Fünf Tage Bildungszeit zur Gesund-
heitsbildung ermöglichen es Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, die nega-
tiven Folgen einer zunehmenden Ar-
beits- und Leistungsverdichtung durch 
präventive Gesundheitsbildung abzumil-
dern.  

Die Delegierten der DGB-Bezirkskon-
ferenz fordern die Landesregierung auf, 
bis zum Ende des Jahres 2014 die Vo-
raussetzungen für mehr Bildungszeit für 
die Menschen in Baden-Württemberg zu 
schaffen. Vorbild sind die Bildungsfrei-
stellungsgesetze anderer Bundesländer. 
Damit würde eine zentrale Forderung 
des DGB und seiner Gewerkschaften er-
füllt und die Ankündigung im grün-roten 
Koalitionsvertrag umgesetzt. 

Quelle: Resolution DGB in Baden-
Württemberg, 3.2.2014 

Bildungsfreistellung: Bremen 
Bericht zum Forschungsprojekt „Wirkun-
gen von Bildungsurlaub und Steuerungsef-
fekte – Eine wissenschaftliche Begleitunter-
suchung zu den Wirkungen der Novellie-
rung des Bremischen Bildungsurlaubsgeset-
zes“  

In Deutschland gibt es nur wenige ge-
setzliche Regelungen, die ein Recht des 
Einzelnen auf Weiterbildung sichern. Ein 
besonderes Beispiel sind die Landesge-
setze zum Bildungsurlaub (auch Bil-
dungsfreistellungsgesetze), mit denen ein 
individueller Anspruch des Arbeitneh-
mers auf Lernzeit – i. d. R. fünf Tage im 
Jahr – unter Fortzahlung des Arbeitsent-
gelts durch den Arbeitgeber gesetzlich 
festgeschrieben wird (vgl. Grotlüschen/ 
Haberzeth/Krug 2011, S. 361 f.).  

Im Bundesland Bremen wurde 1974 
eines der ersten Bildungsurlaubsgesetze 
(BremBUG) erlassen, das zuletzt am 
23.03.2010 geändert wurde. Neu ist u.a., 
dass neben öffentlich anerkannten Wei-
terbildungseinrichtungen nun auch ge-
werbliche Weiterbildungsanbieter Bil-
dungsurlaub offerieren dürfen. Weiterhin 
können neben 5-tägigen Kompaktkursen 
auch kürzere Veranstaltungsformate als 
Bildungsurlaub angeboten werden. Mit 
der Zulassung gewerblicher Weiterbil-
dungsanbieter und der zeitlichen Flexibi-
lisierung von Veranstaltungsformaten 
wird bildungspolitisch das Ziel verfolgt, 
die Teilnahmequote an Bildungsurlaub 
zu erhöhen, indem das Spektrum an Bil-
dungsurlaubsanbietern und Veranstal-
tungsformaten ausdifferenziert und be-
dürfnisorientiert bedient werden soll. 

Anlässlich der Novellierung des 
BremBUG wurde unter der Leitung von 
Prof. Dr. Steffi Robak (Leibniz Universi-
tät Hannover/Mitarbeit: Lena Heide-
mann, Claudia Pohlmann) und Dr. Horst 
Rippien (Universität Bremen) eine wis-
senschaftliche Begleituntersuchung zu 
den „Wirkungen von Bildungsurlaub und 
Steuerungseffekten“ durchgeführt. Das 
Projekt wurde teilfinanziert von der Ar-
beitnehmerkammer Bremen und in Ko-
operation mit der Senatorin für Bildung, 
Wissenschaft und Gesundheit der Freien 
Hansestadt Bremen realisiert. Von Inte-
resse sind die polyvalenten Wirkungen 
von Bildungsurlaub allgemein und die 
durch die Novellierung des BremBUG 
evozierten Steuerungseffekte auf der 
Ebene (1.) der Anbieter und Angebote, 
(2.) der Programmplanung und (3.) der 
Teilnehmenden: 

Wie verändert sich die Anbieter- und 
Angebotsstruktur im Bereich Bildungsur-
laub durch die Gesetzesänderung? 

Welche Umsetzungsstrategien wer-
den durch die Gesetzesnovellierung bei 
den Planenden ausgelöst?  
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Wer nimmt am Bildungsurlaub teil 
und in welcher Weise unterstützt Bil-
dungsurlaub die Ausdifferenzierung bzw. 
Aufrechterhaltung von Bildungspartizi-
pation, Anschlusslernen und Lern-
Verwertungsinteressen?  

Das mehrperspektivisch angelegte 
Forschungsdesign umfasst mehrere Teil-
studien: 
1. Analyse der Bildungsurlaubsangebote 

nach der Gesetzesveränderung 2012 
(H. Rippien) 
Programmanalyse, Vergleich der Er-
gebnisse mit der Auswertung von J. 
Schrader 2006 

2. Analyse der Modellierung des Pro-
grammplanungshandelns (C. Pohl-
mann) 
Neun Interviews mit pädagogischen 
Mitarbeiter/innen und Leitenden 
verschiedenen Weiterbildungseinrich-
tungen 

3. Analyse der Teilnehmendenstruktur 
(H. Rippien) 

 Auswertung der statistischen Daten 
2011 im Vergleich mit anderen An-
gebotsformaten 

4. Analyse zum Anschlusslernen und zu 
den Lern-Verwertungsinteressen der 
Teilnehmenden 

Qualitative Studie: Zehn exemplarische 
Leitfadeninterviews mit Bildungsurlaubs-
teilnehmenden zu Lernanschlüssen und 
Verwertungszusammenhängen (S. Ro-
bak) 

Quantitative Studie: Befragung einer 
Stichprobe von Teilnehmenden (L. Hei-
demann). 

Anbieter- und Angebotsstruktur des Bremi-
schen Bildungsurlaubs 

Die Untersuchungsbasis bildete die ver-
gleichende Analyse der geplanten Ange-
bote des Jahres 2012 (n=1.754) und des 

Jahres 2006 (n=1.689) der 14 nach dem 
Bremischen Weiterbildungsgesetz aner-
kannten Einrichtungen.  

In der Fördersystematik des Landes 
Bremen führt der Bereich der berufli-
chen Weiterbildung mit ca. 39% der 
Veranstaltungen, gefolgt von der allge-
meinen Weiterbildung mit ca. 36%, die 
politische Weiterbildung hat einen Anteil 
von etwa 25%. Unter den Bildungsberei-
chen hat der Bildungsurlaub für die poli-
tische Weiterbildung eine besondere Be-
deutung, zwei Drittel ihrer Veranstaltun-
gen finden in dieser Form statt. 

In der politischen Bildung führen 
Umwelt, Umweltrecht und Umweltpoli-
tik die Liste der behandelten Themenbe-
reiche an. Für alle Themenbereiche der 
politischen Bildung kann – mit Ausnah-
me des Themenfeldes Arbeit, Betrieb 
und Gewerkschaften – gelten, dass die 
Angebote generelle oder universelle poli-
tische Fragen behandeln, dabei häufig 
den gesellschaftlichen Nahbereich beto-
nen und eher der Vermittlung von all-
gemeinem politischen Wissen und der 
Entwicklung von entsprechender Analy-
se- und Urteilsfähigkeit dienen. Der 
Handlungsbezug dagegen ist stark rück-
läufig. Auffällig ist der hohe Anteil an 
annähernd gleichlautend formulierten 
Veranstaltungsankündigungen bei Ein-
richtungen in unterschiedlicher Träger-
schaft – die Zielsetzungen des Bremi-
schen Weiterbildungsgesetzes haben of-
fenkundig eine normierende Wirkung 
entwickelt. An diesem Programmseg-
ment beteiligen sich mit Ausnahme der 
arbeitgebernahen Bildungswerke alle 
landesseitig anerkannten Anbieter. 

In der allgemeinen Weiterbildung sind 
es vor allem die kommunalen General-
anbieter, die das Bild bestimmen. Hier 
führt der Gesundheitsbereich (gefolgt 
von den Fremdsprachen und der kultu-
rellen Weiterbildung), vor allem mit An-
geboten, die in unterschiedlichen Kom-
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binationen von Wissensvermittlung und 
Erleben Möglichkeiten der Selbstsorge 
präsentieren und in den Kursen selbst er-
fahrbar machen sollen. Konzeptionelles 
Zentrum ist der Erhalt von Gesundheit. 
Interessierte werden angesprochen als 
selbst verantwortlich und zuständig für 
den Erwerb eines Laienwissens, das als 
Voraussetzung für den Erhalt oder die 
Wiedergewinnung körperlichen Wohlbe-
findens apostrophiert wird. Auffällig ist 
hier die legitimatorische Absicherung der 
Angebote durch den Hinweis auf die 
Ausgleichsfunktion für in erster Linie be-
rufliche Belastungen. 

Von den seit 2010 möglichen kürze-
ren Zeitformaten wird fast ausschließlich 
bei den zur beruflichen Nutzung ausge-
wiesenen Bildungsurlaubsangeboten Ge-
brauch gemacht. Die „Kurzzeitformate“ 
haben einen Anteil von 15% in der beruf-
lichen Weiterbildung. Eine besondere 
Rolle spielen nach wie vor die EDV-
Angebote. Vor dem Bereich der Schlüs-
selqualifikationen machen sie fast die 
Hälfte des Gesamtangebotes an berufli-
cher Weiterbildung aus. Dies geschieht 
in einer doppelten Normierung: einer-
seits durch die Schulung von Standard-
Softwareprodukten und andererseits 
durch die Orientierung an nicht von den 
Veranstaltern selbst formulierten Lehr-
Lernzielen, sondern an Zielsetzungen z. 
B. der ECDL Foundation oder an von 
Kammern zertifizierten Qualifikationen. 
Eine Anbieterspezifik ist hier nicht zu 
erkennen, eine solche findet sich nur in 
den zahlenmäßig geringen Veranstaltun-
gen der gewerblich-technischen Weiter-
bildung. Prominenter noch als im Ange-
bot der vom Land Bremen anerkannten 
Einrichtungen ist die berufliche Weiter-
bildung bei außerhalb Bremens ansässi-
gen Bildungswerken vertreten, die Bil-
dungsurlaube jeweils einzeln zur Nut-
zung durch bremische Beschäftigte ge-
nehmigen lassen müssen. Hier ist eine 

neue Tendenz abzulesen, den Bildungs-
urlaub in längerfristig angelegte Auf-
stiegsfortbildungen zu integrieren, indem 
z. B. die erforderlichen Präsenzphasen 
von Fernlehrgängen in Form von Bil-
dungsurlauben veranstaltet werden. 

Umsetzungsstrategien im Planungshandeln 

Auf der Grundlage qualitativer Exper-
teninterviews mit Einrichtungsleitenden 
und pädagogischen Mitarbeitenden wur-
de herausgearbeitet, wie Bildungsurlaub 
vor dem Hintergrund der Gesetzesände-
rung in öffentlich anerkannten („traditi-
onelle“ Bildungsurlaubsanbieter) und 
gewerblichen Weiterbildungseinrichtun-
gen („neue“ Bildungsurlaubsanbieter) 
konzeptualisiert wird.  

Eine wichtige Erkenntnis ist, dass 
Planungsentscheidungen zum Bildungs-
urlaub bildungsbereichs- und trägerspezi-
fisch im Spannungsfeld gesellschaftspoli-
tischer Anliegen, erwachsenenpädagogi-
scher Prinzipien und ökonomischer Inte-
ressen begründet werden. Die identifi-
zierten Begründungslogiken werden im 
Folgenden am Beispiel der Formataus-
wahl (Kompaktwoche/Kurzzeitformate) 
für die untersuchten Bildungsbereiche 
politische Bildung, Sprachen und berufli-
che Bildung skizziert: 

In der politischen Bildung entscheiden 
sich die Befragten begründet gegen kür-
zere Formate und schreiben die bewähr-
te Kompaktwoche fort. Sie begründen 
diese Entscheidung mit der pädagogi-
schen Konzeption und der bildungspoli-
tischen Idee von Bildungsurlaub: Eine 
Woche Zeit für Bildung sei notwendig, 
um sich in Themen zu vertiefen, das ei-
gene Leben zu reflektieren, neue Lern-
formen zu erlernen und neue Bildungsin-
teressen zu entwickeln. Bildungsurlaub 
eröffnet Räume für Regeneration und 
Entschleunigung in Zeiten der Arbeits-
verdichtung. Bildungsurlaub soll Zugän-
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ge zu Bildung zu ermöglichen, negative 
Schulerfahrungen bewältigen und Lern-
anschlüsse eröffnen. Bildungsurlaub wird 
von den Befragten als ein milieu- und 
generationenübergreifenden öffentlichen 
Diskussionsort beschrieben: Menschen 
aus verschiedenen Generationen und Mi-
lieus lernen über eine Woche zusammen, 
tauschen sich über Themen aus und ma-
chen eine wichtige soziale Erfahrung. 

Während in der politischen Bildung 
die Kompaktwoche aus gesellschaftspoli-
tischen und erwachsenenpädagogischen 
Gründen (Demokratisierungs-, Kom-
pensations- und Bildungsfunktion) bei-
behalten wird, wird im Bereich Sprachen 
der 5-Tages-Bildungsurlaub vorrangig 
aus didaktisch-methodischen Erwägun-
gen bevorzugt: Das Format ermögliche 
den Teilnehmenden zum einen ein inten-
sives und effektives Erlernen der Fremd-
sprache mit spürbaren Lernerfolgen. 
Zum anderen biete die Kompaktwoche 
den Kursleitenden vielfältige didaktisch-
methodische Möglichkeiten. Und 
schließlich sei die Kompaktwoche gut 
nachgefragt, sodass keine Notwendigkeit 
gesehen wird, Umsteuerungen im Pro-
gramm vorzunehmen. 

Im Unterschied zur politischen Bil-
dung und zu Sprachen gibt es in der be-
ruflichen Bildung ein großes Angebot an 
Kurzzeitformaten. In einer öffentlich an-
erkannten Weiterbildungseinrichtung 
wurden neue Kurzzeitformate kreativ 
entwickelt, wie z. B. gesplittete Bildungs-
urlaubsveranstaltungen. Neukonzeptio-
nen sind aber die Ausnahme, häufiger 
werden regulär angebotene 1-, 2- oder 3-
Tages-Seminare für Bildungsurlaub ge-
öffnet. Dies bedeutet eine faktische 
Gleichsetzung von Bildungsurlaub und 
regulärer beruflicher Weiterbildung – die 
ursprüngliche bildungspolitische Idee 
von Bildungsurlaub wird somit aufge-
weicht. Hinzu kommt, dass die gewerbli-
chen Anbieter in den Interviews beto-

nen, dass Bildungsurlaub sowohl für den 
Arbeitnehmer als auch für den Arbeitge-
ber einen Nutzen haben muss. Bildungs-
urlaub wird unter einer beruflichen Ver-
wertungsperspektive ausgelegt. Eine ar-
beitgeberorientierte Bildungsurlaubspla-
nung führt zwar zu einer höheren Ak-
zeptanz des Bildungsurlaubs bei den Un-
ternehmen, andererseits besteht die Ge-
fahr, dass Bildungsurlaub für betriebliche 
Zwecke instrumentalisiert wird.  

Kritisch betrachtet, haben wir es ei-
nerseits mit Auflösungserscheinungen 
von Bildungsurlaub in der beruflichen 
Bildung zu tun, andererseits mit Behar-
rungstendenzen und Widerständen in der 
politischen Bildung und in den Sprachen. 
Die mit der Gesetzesnovellierung ver-
bundenen Möglichkeiten sind nicht voll 
ausgeschöpft, es gibt Spielräume und 
Gestaltungspotential für innovative For-
matentwicklungen. Gleichwohl erfüllen 
auch die Kompaktkurse eine wichtige 
Funktion und sollten beibehalten wer-
den. Um eine Vielfalt an Bildungsurlaubs-
angeboten in allen Bildungsbereichen zu 
erhalten und eine Teilnahme für alle Be-
völkerungsschichten zu ermöglichen, ist 
eine starke öffentliche Förderung der an-
erkannten Weiterbildungseinrichtungen 
notwendig.  

Teilnehmendenstruktur 

Das Land Bremen erhebt in den Bil-
dungsurlaubsveranstaltungen eine Reihe 
von sozio-demographischen Daten, die 
für das Jahr 2011 ausgewertet wurden. 
Auf der Basis des Vergleichs der Teil-
nehmendendaten im Bildungsurlaub 
(n=11.148) und in allen anderen doku-
mentierten Veranstaltungen (n=44.389) 
lassen sich für den Bildungsurlaub einige 
zentrale Besonderheiten konstatieren. 

Männer machen etwas mehr als die 
Hälfte der Teilnehmenden aus, was in 
erster Linie auf die Teilnahme von Be-
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schäftigten aus der Industrie zurückzu-
führen ist. Der „Vorsprung“ der generell 
weiterbildungsaktiven Beschäftigten aus 
dem öffentlichen Dienst wird im Bil-
dungsurlaub kleiner, unterdurchschnitt-
lich ist der Anteil der Beschäftigten aus 
Handel und Handwerk. Stärker als in den 
anderen Formaten werden auch Teil-
nehmende mit vergleichsweise niedrigen 
formalen Bildungsabschlüssen erreicht. 
Der Bildungsurlaub erreicht (noch) we-
niger jüngere Teilnehmende als die ande-
ren Formate.  

Das Anwahlverhalten zeigt, dass es bei 
den niedrigen formalen Bildungsabschlüs-
sen eine starke Konzentration auf Ange-
bote der politischen Weiterbildung gibt, 
mit den höheren Abschlüssen steigen 
Gesundheitsangebote auf Platz 1. Gene-
rell ist festzuhalten, dass die Anwahlop-
tionen der Teilnehmenden umso breiter 
werden, je höher der formale Abschluss 
und je niedriger das Lebensalter sind. 

Bildungspartizipation, Anschlusslernen und 
Lern-Verwertungsinteressen der Teilneh-
menden 

Auf Basis qualitativer Interviews und der 
quantitativen Befragung einer Stichprobe 
von Teilnehmenden im Bildungsurlaub 
(n=561) wurden Konstellationen der 
Bildungspartizipation, sowie Optionen 
des Anschlusslernens und Lernverwer-
tungsinteressen offengelegt. 

Die Mehrheit der Teilnehmenden in 
Bildungsurlaubsveranstaltungen hat ihre 
gesetzliche Bildungsfreistellung in An-
spruch genommen, auch wenn die Ver-
anstaltungen ebenfalls anderen Personen 
offenstehen. Die Entscheidung für die 
Teilnahme am Bildungsurlaub trafen 
zwei Drittel der Befragten alleine und ein 
Drittel gemeinsam mit anderen Perso-
nen, was auf ein freiheitliches Moment 
der Entscheidung und die soziale Kom-
ponente der Teilnahme deutet. Die Teil-

nehmenden sind zudem – das besondere 
Veranstaltungsformat, nicht aber unbe-
dingt den Inhalt betreffend – häufig 
„Wiederholungstäter“: 60 % der Befrag-
ten nahmen bereits zuvor am Format 
Bildungsurlaub teil, wählten aktuell je-
doch mehrheitlich neue Themen. Die 
sonstige Weiterbildungsaktivität der 
Teilnehmenden variiert; der Anteil der 
andernorts nicht weiterbildungsaktiven 
Personen liegt bei 35 %. Des Weiteren 
werden auf Seiten der Teilnehmenden 
spezifische Gelegenheitsstrukturen für 
die Teilnahme am Bildungsurlaub sicht-
bar: 90 % der Herkunftsunternehmen 
der erwerbstätigen Befragten haben ei-
nen Betriebsrat. Auch der gewerkschaft-
liche Organisationsgrad (ca. 50 %) ist 
hoch. Zugleich stammen die meisten er-
werbstätigen Befragten zwar aus Unter-
nehmen mit hohem Weiterbildungssup-
port, partizipieren mit der jeweiligen Be-
rufsgruppe aber zugleich nicht immer an 
finanzierter Weiterbildung. Besonders 
stark (42 %) ist die Gruppe der Schicht-
arbeiter im Bildungsurlaub repräsentiert, 
so dass Bildungsurlaub für diese Ziel-
gruppe eine wichtige Weiterbildungs-
instanz darstellt. Bildungsurlaub erreicht 
somit sowohl Personen mit einer positi-
ven betrieblichen Gelegenheitsstruktur, 
als auch diejenigen, die andernorts nicht 
an Weiterbildung teilhaben (können).  

Mit Blick auf mögliche Optionen des 
Anschlusslernens im Bildungsurlaub 
werden vielfältige Lernverwertungs-
interessen sichtbar. Eingang finden situa-
tive und biographische Konstellationen, 
die Teilnahme gestaltet sich dabei so-
wohl voraussetzungs- als auch prospek-
tiv bedeutungsvoll. Das Veranstaltungs-
format bildet u.a. einen Gestaltungsraum 
für Partizipation, biographische Entwick-
lung, sowie die Bearbeitung ungelebter 
Potentiale des Individuums. Dabei hat 
der individuelle Bezug zum Thema einen 
hohen Stellenwert. In der politischen Bil-
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dung sind Lernverwertungsinteressen in 
differenziellen Lebenszusammenhängen 
des Individuums dominant. Differenziel-
le Lebenszusammenhänge meinen hier 
über eine engführende Erfassung des 
Privaten hinaus differenzierte, nicht-
berufliche Aspekte (Beispiele: Austausch 
mit anderen, persönliche Entfaltung und 
geistige Anregung). Es findet eine Ab-
grenzung vom Berufsbezug statt (ausge-
nommen der Spezifik betrieblicher, poli-
tischer Funktionsträger im Bildungsur-
laub). In der allgemeinen Bildung deutet 
sich eine Doppelstruktur von nicht-
beruflichen Lern-Verwertungsinteressen 
des Individuums zum einen und berufli-
chen Intentionen (Beruflichkeit, Emplo-
yability) zum anderen an. In der berufli-
chen Bildung sind primär der unmittelba-
re Tätigkeitsbezug sowie die langfristige 
Entwicklung von Beruflichkeit relevant, 
während nicht-berufliche Intentionen ei-
ne untergeordnete Rolle spielen, aber an-
teilig vorhanden sind. Die Teilnahme am 
Bildungsurlaub ermöglicht Optionen und 
Anschlüsse für berufsbiographische Ori-
entierung. Intendiert wird dabei sowohl 
die Aneignung von neuem als auch die 
Vertiefung von vorhandenem Wissen. 
Die individuelle, berufsbezogene Ent-
wicklung des Individuums wird deutlich, 
gleichwohl eine Relevanz des unmittelba-
ren Tätigkeitsbezugs erkennbar ist. 
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Bildungsfreistellung: Sachsen 
Ruf nach Bildungsurlaub wird lauter  

Bildungsurlaub heißt nicht, faul im 
Strandkorb zu liegen: Der Arbeitnehmer 
zahlt die Kursgebühren der Weiterbil-
dung selbst, der Arbeitnehmer den Lohn 
weiter – maximal fünf Tage pro Jahr.  

Gewerkschafter und Politiker in 
Sachsen sprechen sich für die Einfüh-
rung eines gesetzlich geregelten Bil-
dungsurlaubs im Freistaat aus. „Ein Wei-
terbildungsfreistellungsgesetz wäre aus 
Sicht des DGB Sachsen dringend not-
wendig“, sagt der stellvertretende Vorsit-
zende des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, Markus Schlimbach. „Wer von 
der Notwendigkeit lebenslangen Lernens 
spricht, darf dabei auch die Weiterbil-
dung nicht vergessen“, erklärt Cornelia 
Falken, bildungspolitische Sprecherin der 
Fraktion der Linken im Sächsischen 
Landtag.  

Gegen den Bildungsurlaub spricht 
sich dagegen Torsten Herbst, wirt-
schaftspolitischer Sprecher der FDP-
Fraktion, aus: „So notwendig und sinn-
voll berufliche Weiterbildung im heuti-
gen Arbeitsleben auch ist – wir brauchen 
keinen gesetzlichen Zwangsurlaub da-
für.“  

Auch die CDU ist dagegen. „Diese 
Forderung ist nicht neu, viele Unter-
nehmen haben dies bereits schon viel 
früher ohne Allgemeinverbindlichkeit in 
die Praxis umgesetzt“, sagte der wirt-
schaftspolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Frank Heidan. „Eine 
gesetzliche Regelung würde auch die Un-
ternehmen belasten, oder die, die es gar 
nicht benötigen. Dann wäre wieder der 
Staat zur Finanzierung gefragt, ohne 
vom Gießkannenprinzip wegzukom-
men.“  

Nach Angaben der Vereinigung der 
sächsischen Wirtschaft investieren der-
zeit rund 90 Prozent der Unternehmen 
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im Freistaat in die Weiterbildung ihrer 
Mitarbeiter, die zu 80 Prozent während 
der bezahlten Arbeitszeit stattfindet. 
„Wenn ein Arbeitnehmer eine Weiterbil-
dung absolvieren möchte, die in keinem 
Zusammenhang mit seiner beruflichen 
Tätigkeit steht, sollte diese Zeit nicht der 
Arbeitgeber bezahlen müssen“, sagte der 
FDP-Politiker. Doch eben ein solches 
Recht auf Freistellung für Weiterbildun-
gen etwa zu gesellschaftspolitischen 
Themen soll nach Vorstellungen des 
DGB erreicht werden, erklärte Schlim-
bach. „Eine gesetzliche Regelung bleibt 
für uns auf der politischen Tagesordnung 
in Sachsen.“  

Unterstützung findet die Gewerk-
schaft bei den Sozialdemokraten. „Dabei 
geht es eben nicht allein um die rein be-
ruflich bezogene Weiterbildung, die es 
heute bereits in mittelständigen und gro-
ßen Unternehmen gibt, sofern es im In-
teresse des Unternehmens ist“, so Eva-
Maria Stange, bildungspolitische Spre-
cherin der SPD-Landtagsfraktion. Auch 
im Ehrenamt müssten Kompetenzen 
erworben werden können. „Eine von 
uns geforderte geregelte, bezahlte Frei-
stellung von fünf Tagen im Jahr bezie-
hungsweise zehn Tagen in zwei Jahren 
ist da ein wichtiger Anreiz.“  

Auch Cornelia Falken forderte, dass 
Beschäftigte nicht nur das Recht auf 
fachliche, sondern auch allgemeine Wei-
terbildung haben sollten. „Die sächsische 
Staatsregierung könnte sofort etwa das 
entsprechende Gesetz aus Brandenburg 
abschreiben und für Sachsen in den 
Landtag einbringen“, sagte die Linken-
Abgeordnete. Wie die SPD fordern auch 
die Grünen eine bezahlte Freistellung 
maximal für zehn Tage in zwei aufeinan-
derfolgenden Kalenderjahren.  

„Damit kleine Unternehmen mit we-
niger als zehn Mitarbeitern nicht zu stark 
belastet werden, sollen sie einen Lohn-
kostenzuschuss von bis zu 45 Euro pro 

Tag erhalten, wenn ein Mitarbeiter Bil-
dungsurlaub in Anspruch nimmt“, fasste 
Miro Jennerjahn, arbeitsmarktpolitischer 
Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, einen Gesetzentwurf seiner Par-
tei zusammen, der mit den Stimmen der 
CDU/FDP-Koalition abgelehnt wurde. 
Würden im Landeshaushalt jährlich 
300.000 Euro vorgesehen, könnten sei-
nen Angaben nach knapp 7.000 Tage 
Bildungsfreistellung im Jahr finanziert 
werden. „Mit unserem Gesetzentwurf 
wollen wir nicht ausschließlich die beruf-
liche Qualifizierung fördern, sondern 
auch politische und allgemeine Weiter-
bildung ermöglichen.“  

In Sachsen können Arbeitnehmer für 
die berufliche Weiterbildung seit No-
vember 2010 einen sogenannten Weiter-
bildungs-Scheck beantragen. Seither 
wurden nach Angaben des Wirtschafts-
ministeriums mehr als 10.394 Teilneh-
mer mit insgesamt 28,8 Millionen Euro 
gefördert. „Diese Zahl bestätigt den An-
satz, den Arbeitnehmern die Entschei-
dung zu überlassen, wann, wo und wie 
sie sich weiterbilden, denn sie kennen ih-
ren Bedarf am besten“, sagte Sachsens 
Wirtschaftsminister Sven Morlok (FDP). 
Das im September 2014 auslaufende 
Programm soll nach dem Willen des Mi-
nisteriums weitergeführt werden. (Quelle 
Bericht dpa 16.2. 2014, geändert pf)  

Bildungsfreistellung: Thüringen 
Landtag lehnt gesetzlichen Anspruch ab 

Länger schon fordert eine Reihe von 
Parteien und Verbänden auch für Thü-
ringen einen Anspruch auf Bildungsfrei-
stellung: DGB Thüringen, IG BAU, IG 
BCE, GdP, GEW, IG Metall, NGG, 
Transnet, ver.di, Arbeit und Leben Thü-
ringen e.V., DGB-Bildungswerk Thürin-
gen e.V., DGB-Jugend Thüringen, IG-
Metall-Jugend Thüringen, Landeskurato-



Thema | Berichte 

169 

rium für Erwachsenenbildung Thürin-
gen, Ländliche Erwachsenenbildung 
Thüringen e. V., Landesjugendring Thü-
ringen e. V., AfA Thüringen, Bündnis 
90/Die Grünen Landesverband Thürin-
gen, PDS-Landesverband Thüringen, 
PDS-Landtagsfraktion, SPD-Landesver-
band Thüringen und die SPD-Land-
tagsfraktion haben Eckpunkte für einen 
Gesetzentwurf (bildungsurlaub-th.de/ 
eckpunkte.html) entwickelt. 

Lange Zeit ohne Durchsetzungsmög-
lichkeit war die Hoffnung durch die ver-
änderte Regierungskoalition gestiegen. 
Die SPD hat allerdings zurückgesteckt. 
Der Landtag lehnte am 9.4.2014 einen 
gesetzlich festgelegten Weiterbildungsan-
spruch auf Grundlage zweier Entwürfe 
der Fraktion Die Linke und der Grünen 
für ein Bildungsfreistellungsgesetz ab. 

Es wird also weiterhin keinen gesetz-
lichen Anspruch auf freie Tage zur Wei-
terbildung geben. Die Gegner des be-
zahlten Bildungsurlaubs sitzen in den 
Reihen der CDU- und der FDP-
Fraktionen, die befürchten, dass das Ge-
setz die Wirtschaft belaste und Wettbe-
werbsnachteile bringe. 

Das sehen die Befürworter anders. 
Bildungsurlaub habe noch in keinem 
Bundesland geschadet, wo es ihn gebe 
(in Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen 
und Thüringen besteht kein Anspruch). 
Bildungsminister Christoph Matschie 
(SPD) sagte im Landtag, dies sei keine 
Sternstunde für die Bildungspolitik. Die 
SPD ist für den gesetzlichen Bildungsur-
laub, wollte aber nicht gegen den Koali-
tionspartner stimmen. Wie schon oft 
zeigt sich, dass der Streit um Bildungs-
freistellung sich von Lerninteressen und 
-themen abgelöst hat und zur Facette 
symbolscher Politik geworden ist. Es 
geht darum, soziale Positionen zu bezie-
hen und Wirtschaftsnähe aufzuweisen.  

Quelle: pf 

Erwachsenenbildung und Raum: „Raus aus 
dem Container“ – Drittes Treffen der Arbeits-
gruppe Erwachsenenbildung und Raum  

Raum ist Thema in der erwachsenenpä-
dagogischen Forschung und wird es 
weiter bleiben. Dies zeigt sowohl das 
Interesse am dritten Treffen der AG 
„Erwachsenenbildung und Raum“ als 
auch dessen facettenreiches Programm 
am 7./8. März 2014 in Basel unter dem 
Titel „Raus aus dem Container“. „Mit 
dem Begriff ‚Container‘ wird dabei die 
Vorstellung zurückgewiesen, dass Raum 
unabhängig vom Handeln der Men-
schen einfach vorhanden sei und ledig-
lich als Kulisse für menschliches Han-
deln diene. Räume in einer Gesellschaft 
entstehen vielmehr durch das Handeln 
von Menschen. Sie sind sozusagen das 
Ergebnis der menschlichen Strukturie-
rung der Existenzbedingung Raum“ 
(Katrin Kraus im CfP der Tagung). 
Grundlegend zeigt sich in der Diskussi-
on ein relationaler Raumbegriff. Dieser 
fasst als zentrales Ergebnis die Diskus-
sion des spatial turns in den Sozial- und 
Kulturwissenschaften zusammen, die in 
den letzten Jahren immer wieder mit 
neuen Konzepten unterfüttert wurde. 

Unter dieser Prämisse konnte bei 
der Tagung in Basel das abstrakte The-
ma Raum durch konkrete Anwendung 
auf Themen wie Architektur und Orte 
des Lernens, Governance und Inklusion 
heruntergebrochen und in Bezug zur 
Erwachsenenbildung gesetzt werden. 
Dabei zeigt sich in den möglichen 
Raumbezügen eine große Breite sowohl 
in den theoretischen Konstrukten zur 
Thematisierung des Raumes als auch in 
den Anwendungsfeldern, die alle didak-
tischen Ebenen von der Politik bis hin 
zum Lernen berücksichtigten.  

Die Beiträge der Tagung gruppierten 
sich zentral um den Hauptvortrag des 
Sozialgeographen Benno Werlen (Uni 
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Jena) zum Thema gesellschaftliche 
Räumlichkeit. Werlen beschreibt in sei-
nem viel beachteten und kontrovers 
diskutierten Entwurf einer Sozialgeo-
graphie Raum als subjektive Dimension 
von Handeln. Die bisherigen theoreti-
schen Konzepte von Raum stellten zu 
sehr den Raum an sich ins Zentrum. 
Raum müsse mehr als eine von drei 
Dimensionen von sozialen Praktiken 
gesehen werden: subjektive Welt (men-
taler Bereich), soziale Welt (sozial-
kulturelle Gegebenheiten) und phy-
sisch-materieller Kontext (Raum). 
Denn: Materie alleine bietet keine Sinn-
struktur oder Handlungsmöglichkeiten, 
nur deren subjektive Wahrnehmung 
und Deutung durch handelnde Subjek-
te. Auf dieser Basis gelte es, Handlun-
gen räumlich als Regionalisierungen zu 
betrachten, anhand derer Geographien 
durch (machtvolle und weniger macht-
volle) Akteure (re-)produziert und mög-
licherweise institutionalisiert werden. 
Auf diesem Wege trete Räumlichkeit an 
die Stelle von Raum und somit gesell-
schaftliche Räumlichkeit. Entsprechend 
müsse man Henri Lefebvres ‚La pro-
duction de l’espace‘ umformulieren in 
‚La production de la société dans les 
contextes spatiaux‘. Entscheidend für 
die Entwicklung von Gesellschaften 
sind laut Werlen die der Gesellschaft 
zur Verfügung stehen Mittel zur Über-
windung von physischem Raum. 

Mit verschiedenen Raumkonzepten 
betrachteten auch die anderen Beiträge 
der Tagung – teils theoretisch, teils 
praktisch ausgerichtet – die Räumlich-
keit von erwachsenenpädagogischen 
Prozessen. So wurden Einblicke und 
Ergebnisse von konzeptionellen und 
empirischen, raumbezogenen For-
schungsprojekten zur Diskussion ge-
stellt. Einigkeit herrscht aufgrund der 
bisherigen Arbeit der AG Erwachse-
nenbildung und Raum in der Verständi-

gung auf ein relationales Raumver-
ständnis– sei es im Kursraum, in Orga-
nisationen oder auf der (politischen) 
Steuerungsebene. Raum wird in diesem 
Verständnis als etwas Fluides und vom 
Menschen gemachtes betrachtet. Dabei 
stellt die Werlen’sche Konzeption nur 
eine der in diesem Verständnis mögli-
chen Spielarten dar. Auch die Ausfüh-
rungen von Martina Löw oder Läpple 
sind in diesem Verständnis zu verorten. 
Raum wird darin immer sozial gedacht, 
was die Rede vom Sozialraum betont. 

Die AG Erwachsenenbildung und 
Raum ist ein offener Zusammenschluss 
von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern sowie Praktikerinnen und 
Praktikern. Sie verfolgt das Ziel For-
schungsaktivitäten zu vernetzen, um auf 
diese Weise das Thema zu erschließen 
und voranzutreiben. Dies erfolgte bis-
her auf kleineren Zusammentreffen in 
Bonn und Bamberg. Mit dem Baseler 
treffen sind bisher eher vage Planungen 
für einen Sammelband konkretisiert 
worden, der 2015 unter Herausgeber-
schaft einiger Mitglieder erscheinen soll.  

Die noch zu präzisierenden Nachfol-
getreffen sind offen für Wissenschaft-
ler/innen und Praktiker/innen der Er-
wachsenbildung/Weiterbildung.  

Kontakt: Christian Bernhard (Universität 
Bamberg), Katrin Kraus (PH Nordwest-
schweiz), Thomas J. Lang (Universität 
Bamberg) und Martin Nugel (Universität 
Bamberg) 

DGB: Gute Bildung für gute Arbeit und gesell-
schaftliche Teilhabe 
Beschluss vom 20. Ordentlichen Bundes-
kongress 

Unsere Gesellschaft steht vor großen 
Herausforderungen: Der demographi-
sche Wandel führt zu einem starken 
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Rückgang der Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter.  

Arbeiten, die nur geringfügige Quali-
fikationen erfordern, verschwinden zu-
nehmend aus den Betrieben oder finden 
in prekärer Beschäftigung statt. Der wirt-
schaftliche Strukturwandel hin zu wis-
sensintensiven Industrien und Dienstleis-
tungen führt zu steigenden Anforderun-
gen an die Kompetenzen aller Beschäf-
tigten. 

Für uns ist Bildung ein Menschen-
recht und ein Grundpfeiler der Demo-
kratie. Sie muss kulturelle, demokratische 
und soziale Teilhabe für sichern. Kogni-
tives Lernen und Verantwortung, Wissen 
und Werte gehören zusammen. Bildung 
eröffnet den Zugang zur Welt, zu Arbeit 
und Beruf. Sie bedeutet Entwicklung 
und ermöglicht die Entfaltung der Per-
sönlichkeit. Bildung muss die rationale 
und kritische Auseinandersetzung mit 
der betrieblichen und gesellschaftlichen 
Realität ermöglichen und somit die 
Grundlage für die Gestaltung und Ver-
besserung der Gesellschaft und der Ar-
beitswelt schaffen. Das Menschenrecht 
auf Bildung erfordert auch ein inklusives 
und gebührenfreies Bildungssystem von 
der Kindertagesstätte bis zur Hochschu-
le. 

Für eine Weiterbildung mit System 

In kaum einem anderen Politikfeld klafft 
die Lücke zwischen Sonntagsreden und 
Wirklichkeit mehr auseinander als in der 
Weiterbildung. Die steigenden Anforde-
rungen am Arbeitsplatz, die zunehmend 
geringere Halbwertszeit von Wissen, der 
drohende Fachkräftemangel – all das 
macht eine kontinuierliche Qualifizie-
rung von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern notwendig. Das ist gesell-
schaftlicher Konsens. 

Doch auch bei der Weiterbildung gilt 
das Prinzip: Wer hat, dem wird gegeben. 

Gut ausgebildete junge Männer mit Voll-
zeitstellen können ihr Wissen ständig 
auffrischen. Wer Teilzeit arbeitet, gering-
fügig beschäftigt ist, wenig verdient oder 
keinen Schulabschluss hat, bekommt 
auch später die Chance zur Weiterbil-
dung nicht mehr. 

Ein Blick auf die Angebote in der 
Weiterbildung zeigt: Es gibt zu wenig 
Angebote für eine längerfristige berufli-
che Qualifizierung und gravierende Qua-
litätsprobleme.  

Der Markt ist intransparent, der per-
sönliche und gesellschaftliche Nutzen 
dadurch zu oft nicht erkennbar. Zudem 
fehlen vielen Beschäftigten, die sich an 
einem zunehmend deregulierten Ar-
beitsmarkt behaupten müssen, schlicht 
die nötige Zeit und das Geld für Qualifi-
zierung. 

Um die Chancen der Weiterbildung 
für Beschäftigte und Betriebe zu erhö-
hen, müssen Angebot und Nachfrage ge-
stärkt werden. Ein neues und besseres 
Weiterbildungssystem kann nur vom 
Staat, den Tarifvertragsparteien und den 
Betrieben gemeinsam gestaltet werden. 
Nötig sind eine innovative betriebliche 
Weiterbildung, mehr Tarifverträge und 
Betriebsvereinbarungen sowie eine aktive 
staatliche Weiterbildungspolitik.  

Für eine Weiterbildung mit System 
fordern wir:  

Eine Kultur der zweiten Chance 

Menschen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung benötigen eine „Zweite 
Chance“. Kurzfristig schlagen der DGB 
und seine Mitgliedsgewerkschaften ein 
steuerfinanziertes Bundesprogramm 
„Zweite Chance“ vor, das für Arbeitslo-
se, die Hartz IV Leistungen beziehen, 
das Nachholen von Berufs- und Schul-
abschlüssen fördert. 

In einem nächsten Schritt sollte die 
Ausbildungsförderung so erweitert wer-
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den, damit generell das Nachholen von 
Schulabschlüssen bis zum Abschluss der 
Sekundarstufe II sowie beruflicher Ab-
schlüsse innerhalb und außerhalb der du-
alen Berufsausbildung gefördert kann. 
Hierbei muss es sich um eine Vollkos-
tenförderung handeln. Verbunden ist das 
mit einem gesetzlich garantierten Recht 
auf Freistellung und Rückkehr in den Be-
trieb.  

Eine neue Finanzarchitektur des lebenslan-
gen Lernens 

Bisher gibt es zahlreiche Elemente – BA-
föG, MeisterBAföG, Bildungsprämie etc. 
– die unverbunden nebeneinander ste-
hen. Um Transparenz zu schaffen und 
Förderlücken zu schließen muss die 
Bundesregierung ein Finanzierungssys-
tem aus einem Guss schaffen, dass dem 
Konzept des lebenslangen Lernens ge-
recht wird. 

Die Studienfinanzierung, das Nach-
holen schulischer und beruflicher Ab-
schlüsse sowie die Weiterbildung und die 
Aufstiegsfortbildung sollen in einem Bil-
dungsförderungsgesetz zusammenge-
führt werden. Je nach Ausbildungsgang 
und persönlicher Ausgangslage sind hier 
unterschiedliche Förder- und Finanzie-
rungsansätze möglich. 

Ein Weiterbildungsgesetz 

Um die Weiterbildung in Deutschland 
voranzubringen, muss die Bundesregie-
rung klare Strukturen schaffen, die für 
mehr Verbindlichkeit und Planungssi-
cherheit alle Beteiligten sorgen. In einem 
Bundesgesetz muss deshalb der Rahmen 
für ein Recht auf Weiterbildung, für 
rechtlich garantierte Lernzeiten, für eine 
sichere Finanzierung, mehr Beratung 
und Transparenz, für bessere Qualitätssi-
cherung und Zertifizierung gesetzt wer-
den. 

Non-formal und informell erworbene 
Kompetenzen validieren 

Lernen, das sich außerhalb der formali-
sierten Bildung in offenen Kontexten 
vollzieht wird nur in geringem Maße do-
kumentiert. Dabei erfordern Arbeitskon-
zepte in den Unternehmen eine umfas-
sendere Kompetenzentwicklung und 
damit ein Lernen im Prozess der Arbeit. 
Die heutigen Berufsbiographien verlau-
fen selten linear und formale Zeugnisse 
geben immer weniger Auskunft über die 
berufliche Handlungskompetenz einer 
Person. Sie geben nur einen veralteten 
Stand von erworbener Bildung wieder.  

Um Lernen im Lebenslauf zu ermög-
lichen und auch non-formal und infor-
mell erworbene Kompetenzen sichtbar 
zu machen, muss deren Validierung in 
öffentlicher Verantwortung geregelt 
werden. Hierzu können entsprechende 
Regelungen aus anderen europäischen 
Ländern (z. B. Schweiz) als Vorbild die-
nen. 

Mehr Investitionen in außerschulische poli-
tische Bildung 

Politische Bildung gewinnt an Bedeu-
tung, dies umso mehr, da angesichts glo-
baler Wirtschafts- und Finanzkrisen 
mehr und mehr Menschen Zweifel an 
der Handlungsfähigkeit und Glaubwür-
digkeit demokratischer Institutionen ha-
ben – sei es auf regionaler, nationaler 
oder internationaler Ebene. 

Politische Bildung darf kein neues 
Bildungsprivileg begründen. Sie muss für 
alle Menschen zugänglich sein. Ausge-
rechnet bei der politischen Bildung ha-
ben der Bund und die Länder ihr Ver-
sprechen gebrochen, mehr in Bildung zu 
investieren. Das zeigen die Einschnitte 
bei der Bundeszentrale und den Landes-
zentralen für politische Bildung sowie 
den Volkshochschulen. Notwendig ist 
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vielmehr ein Ausbau der Mittel für die 
Bundeszentrale und die Landeszentralen 
für politische Bildung sowie für die 
Volkshochschulen, um den Informati-
onsbedarf zu decken und Beteiligung zu 
erhöhen. Notwendig sind zudem Bil-
dungsfreistellungsgesetze in allen Bun-
desländern mit bundeseinheitlichen, ho-
hen qualitativen Standards. In Baden-
Württemberg, Bayern, Sachsen und Thü-
ringen müssen endlich Bildungsfreistel-
lungsgesetze eingeführt werden. 

Damit dieser Bildungsbereich fort-
entwickelt werden kann, sind sowohl in-
nergewerkschaftlich wie gesamtgesell-
schaftlich die nötigen Ressourcen zur 
Verfügung zu stellen. Ein Abbau von 
Ressourcen ist mit dem Anspruch des 
Ausbaus der politischen Bildung nicht 
vereinbar.  

Quelle: Beschluss DGB-Bundeskongress 
5/2014; Abschnitte Grundsätze und 
Weiterbildung 

Hinweise 

Berichterstattung der Länder über die im 
Rahmen der Nationalen Strategie zur Alpha-
betisierung und Grundbildung Erwachsener in 
Deutschland 2012 – 2016 ergriffenen Maß-
nahmen  

Folgende Maßnahmen wurden von den 
Ländern vereinbart:  

1. 
Die Länder erklären ihre Bereitschaft, 
sich gemeinsam mit dem Bund und wei- 
 

teren Paktpartnern aktiv an der Öffent-
lichkeitsarbeit zur Bekämpfung des funk-
tionalen Analphabetismus zu beteiligen. 
Die großen Medienanstalten (Rundfunk, 
Fernsehen, Verlage) sollen in diesen Pro-
zess ebenso einbezogen werden wie die 
internetbasierten neuen sozialen Netz-
werke.  

2. 
Die Länder setzen sich dafür ein, dass in 
der ESF Förderperiode 2014-2020 für 
das Thema Grundbildung eigene För-
derbereiche in den Ländern fortgeführt 
oder neu eingerichtet werden.  

3. 
Die Länder benennen Koordinationsstel-
len bzw. Ansprechpartner für das Thema 
Grundbildung in den Ländern. Sie för-
dern damit den länderinternen und län-
derübergreifenden Austausch sowie die 
Kooperation mit dem Bund, den Sozial-
partnern und zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen.  

4. 
Die Länder prüfen, inwieweit vorhande-
ne regionale Netzwerke genutzt werden 
können, um Schlüsselpersonen und 
Netzwerkpartner für Fragen der Grund-
bildung und Alphabetisierung zu sensibi-
lisieren und eine langfristige Angebots- 
und Beteiligungsstruktur mit Blick auf 
Grundbildung und Alphabetisierung zu 
etablieren.  

5. 
Die Länder begrüßen die Absicht des 
Bundes, das Programm Bildungsprämie 
für Grundbildungsangebote zu öffnen. 
Sie werden in den Ländern die Öffnung 
vergleichbarer Länderprogramme (Bil-
dungsgutscheine, Bildungsschecks) für 
Grundbildungsangebote prüfen.  
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6. 
Die Länder ergreifen bereits jetzt vielfäl-
tige Maßnahmen zur Reduzierung des 
funktionalen Analphabetismus. Zukünf-
tig werden sie Beispiele guter Praxis ver-
stärkt untereinander austauschen und be-
stehende Grundbildungsangebote im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten kontinuier-
lich ausbauen  

7. 
Die Länder prüfen die Aufnahme der 
Themen Alphabetisierung und Grund-
bildung entsprechend des aktuellen wis-
senschaftlichen Standes in die jeweiligen 
Curricula der Lehramtsstudiengänge.  

8. 
Die Länder werden regelmäßig über die 
im Rahmen des Grundbildungspaktes 
ergriffenen Maßnahmen berichten.  

Zu 1) Nach dem Start der Öffentlich-
keitskampagne des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung (BMBF) im 
September 2012 hat das BMBF gemein-
sam mit den Ländern zwischen Oktober 
und Dezember fünf Regionalveranstal-
tungen durchgeführt: Sachsen-Anhalt 
(Magdeburg), Nordrhein-Westfalen (Bo-
chum), Rheinland-Pfalz (Trier), Nieder-
sachsen (Oldenburg), Bayern (München). 
Die Veranstaltungen wurden durch regi-
onale Pressearbeit begleitet und die 
kommunalen Verantwortlichen aus Poli-
tik, Verwaltung, Volkshochschulen, Wei-
terbildungsverbänden, Arbeitsagenturen 
einbezogen. …  

Den Partnern wurden von Seiten des 
Bundes Ausstellungs- und weitere In-
formationsmaterialien zur Verfügung ge-
stellt. Die Länder haben ihre Koordina-
tionsstellen über den Zeitplan der Wer-
be- und Kinospots „Lesen & Schreiben 
– Mein Schlüssel zur Welt“ und die Mög-
lichkeit zur Bestellung von Werbemateri-

alien (Plakate, Flyer, etc.) informiert und 
um Unterstützung der Öffentlichkeits-
kampagne gebeten.  

Darüber hinaus sensibilisieren die 
Länder Öffentlichkeit und Multiplika-
tor/innen in Fachveranstaltungen, durch 
Presseveröffentlichungen oder beispiels-
weise „Vor-Ort“-Besuchen der für Al-
phabetisierung und Grundbildung zu-
ständigen Minister/innen und Sena-
tor/innen. Diese Maßnahmen werden 
fortgeführt.  

Mit Blick auf eine durch die Öffent-
lichkeitskampagne möglicherweise zu 
erwartende stärkere Nachfrage haben die 
Länder ihre Kursangebote quantitativ 
ausgeweitet und beispielsweise einen ei-
genen Haushaltsansatz für Alphabetisie-
rung und Grundbildung eingerichtet o-
der die Grundförderung für Alphabeti-
sierungs- und Grundbildungsmaßnah-
men aufgestockt, in ihren Projektförde-
rungen einen eigenen Förderschwer-
punkt aufgelegt, über den Europäischen 
Sozialfonds (ESF) zusätzliche Mittel in 
der auslaufenden ESF-Förderphase be-
reit gestellt, darauf hingewirkt, vorhan-
dene Kurskapazitäten mit Blick auf die 
Zahl der Teilnehmenden stärker auszu-
schöpfen.  

Zu den quantitativen kommen in den 
Ländern begleitend qualitative Maßnah-
men wie z. B.  
 Sensibilisierung von Multiplikatorin-

nen und Multiplikatoren in Behör-
den, Institutionen, Betrieben, Berufs-
schulen etc. 

 weitere Gewinnung von Unterstüt-
zergruppen, z. B. von Ehrenamtli-
chen und Patenschaften 

 Ansprache besonderer Zielgruppen 
wie Migrantinnen und Migranten, 
Roma/Sinti etc. 

 Professionalisierung des pädagogi-
schen und des Verwaltungspersonals 
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 Entwicklung lebensweltorientierter 
niedrigschwelliger Alphabetisierungs- 
und Grundbildungsangebote zur ge-
zielten Ansprache Betroffener 

 Einbeziehung regionaler Netzwerke 
 die Einrichtung von Regionalstellen 

Alphabetisierung und Grundbildung 
oder regionaler Grundbildungszen-
tren 

 Einrichtung runder Tische, ressort-
übergreifender Arbeitsgruppen, 
Grundbildungspakt auf Länderebene.  

Zusammenfassend ergreifen die Länder 
über die im Rahmen der Nationalen Stra-
tegie verabredeten Aktivitäten hinaus 
vielfältige quantitative und qualitative 
Maßnahmen. Sie sollen Öffentlichkeit 
und Betroffene für Fragen der Alphabe-
tisierung und Grundbildung sensibilisie-
ren und Hilfestellung geben, ein geeigne-
tes Lernangebot zu ermitteln. Dabei ar-
beiten die Länder eng mit Akteuren aus 
Politik, Wirtschaft, Verbänden und Zi-
vilgesellschaft zusammen und beabsich-
tigen, diese Maßnahmen fortzuführen.  

Zu 2) In einigen Ländern ist es in der 
derzeitigen ESF-Förderphase noch kurz-
fristig gelungen, eigene Förderprogram-
me für Alphabetisierung und Grundbil-
dung entweder neu einzurichten oder 
fortzuführen.  

Für die neue ESF-Förderphase (2014 
bis 2020) sind Mittel für Maßnahmen der 
Alphabetisierung und Grundbildung an-
gemeldet. In der überwiegenden Zahl 
sind die landesinternen Planungen bzw. 
Ressortabstimmungen jedoch noch nicht 
abgeschlossen und hängen insbesondere 
vom Abschluss der zugrunde liegenden 
europäischen Gesetzgebungsverfahren 
(EU-Verordnungen) und der Ausstat-
tung des ESF ab.  

Zu 3) In allen Ländern sind Koordinati-
onsstellen und Ansprechpersonen für 

das Thema Alphabetisierung und 
Grundbildung benannt. Die Länder ha-
ben verabredet, sich untereinander stär-
ker über Ansätze, Methoden, etc. auszu-
tauschen. Ein erster Workshop fand auf 
Einladung Nordrhein-Westfalens statt (s. 
auch zu Punkten 4. und 6.). Die Länder 
stehen in einem regelmäßigen Austausch 
mit dem Bund und weiteren an der Nati-
onalen Strategie beteiligten Akteuren. … 

Der vorliegende Bericht zeigt, dass die 
Länder bereits seit langem vielfältige 
Maßnahmen und Aktivitäten zur Be-
kämpfung des funktionalen Analphabe-
tismus ergreifen. Mit der Ausrufung ei-
ner Nationalen Strategie hat dieses En-
gagement zweifelsohne eine weitere Stei-
gerung erfahren.  

Gleichwohl ist festzustellen, dass die 
Angebote angesichts einer Zahl von 7,5 
Millionen Menschen mit Alphabetisie-
rungsbedarf noch weiter ausgebaut wer-
den müssen.  

So fordern beispielsweise der Bun-
desverband Alphabetisierung und 
Grundbildung jährlich rund 100.000 
Plätze in Alphabetisierungskursen zu-
sätzlich und der Deutsche Volkshoch-
schulverband (dvv) die Bereitstellung 
von 20.000 zusätzlichen Plätzen im 1. 
Jahr, 36.500 im 2. Jahr, 66.000 im 4. Jahr 
und 66.000 im 5. Jahr …; der Finanzbe-
darf beliefe sich nach einer Modellrech-
nung des dvv bei einer intensiven Förde-
rung ähnlich den Alphabetisierungskur-
sen des BAMF auf über 400 Mio. Euro. 
Dabei muss jedoch berücksichtigt wer-
den, dass die tatsächliche Inanspruch-
nahme von Alphabetisierungsangeboten 
von den Ländern nur bedingt beein-
flussbar ist. Auch bei einer hinreichen-
den gesellschaftlichen und individuellen 
Mobilisierung für Angebote im Alphabe-
tisierungs- und Grundbildungsbereich ist 
zudem darauf zu verweisen, dass die Al-
phabetisierungs- und Grundbildungsar-
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beit mit Erwachsenen personell und zeit-
lich aufwändig ist und eine Ausweitung 
des Angebotes entsprechende finanzielle 
Ressourcen erfordert.  

Quelle: www.kmk.org/fileadmin/pdf/ 
Bildung/AllgWeiterbildung/Nationale_ 
Strategie_Alphabetisierung-Bericht_ 
2012.pdf 

European Literacy Network (ELiNet) 

Ziel des Netzwerkes ELiNet ist es, die 
Lese- und Schreibfähigkeit in Europa 
weiter zu verbessern. 

Der Bundesverband Leseförderung 
e.V. ist Mitglied im neugegründeten Eu-
ropean Literacy Network. Zusammen 
mit 80 Organisationen aus 28 Ländern 
werden in den kommenden zwei Jahren 
Konzepte entwickelt, Strategien erarbei-
tet und Maßnahmen initiiert, um die Le-
se- und Schreibkompetenz von Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen weiter zu 
verbessern.  

Der Bundesverband Leseförderung 
(BVL) wird zusammen mit Partnerorga-
nisationen aus den Niederlanden, Groß-
britannien, Belgien und Irland Kampag-
nen entwickeln, die die Aufmerksamkeit 
in Europa für diese Thematik erhöhen.  

Vom 24. bis 27. Februar 2014 fand in 
Wien die Eröffnungskonferenz statt, die 
von der Universität zu Köln und dem 
Österreichischen Buchklub der Jugend 
organisiert wurde. Prinzessin Laurentien 
aus den Niederlanden und die EU-
Kommissarin für Bildung, Kultur, Ju-
gend und Mehrsprachigkeit, Androulla 
Vassiliou eröffneten zusammen mit Prof. 
Christine Garbe von der Universität zu 
Köln die Konferenz. 

Quelle: Pressemitteilung www.eli-net.eu 

Ich-will-lernen.de  

Ich-will-lernen.de ist ein Internet-
Lernportal zur Grundbildung für gering 
qualifizierte Erwachsene.  

Der Lernbereich Alphabetisierung 
und Grundbildung bietet mit individuel-
len Übungen einen niederschwelligen 
Einstieg in Lernprozesse der Grundbil-
dung: Schreiben, Rechnen und Übungen 
zum Alltag sowie zur Ökonomischen 
Grundbildung (Leben und Geld).  

Im Lernbereich Förderung der Ab-
schluss- und Beschäftigungsfähigkeit/ 
chulabschlüsse können Lernende sich in 
den Fächern Deutsch, Mathematik, Eng-
lisch sowie berufliche Orientierung auf 
ihren Schulabschluss vorbereiten.  

Der Lernbereich Leben und Geld 
bietet Übungen zu Themen rund um die 
Ökonomische Grundbildung an. Er setzt 
an konkreten ökonomisch geprägten Le-
benssituationen der Lernenden an und 
bietet Inhalte zu den Themen: Haushalt, 
Arbeit und Arbeitslosigkeit, Schulden, 
Konsum, Bankgeschäfte und Vorsor-
ge/Versicherungen.  

Das Portal kann von den Lernenden 
sowohl individuell genutzt werden als 
auch im Rahmen von Präsenzkursen im 
Bereich Alphabetisierung und Nachho-
len des Hauptschulabschlusses. 

Präsenzeinheiten:  
Typ 1: „Lerncafé“ 
Typ 2: „Lernen am PC“ 
Typ 3: „Tägliches Lernportal“ 
Typ 4: „Lernwerkstatt“ 
Typ 5: „Klassisches Kurskonzept“ 
Typ 6: „Verpflichtendes Selbststudium“ 

Regelmäßige Nutzung 
Typ 7: „Ergänzendes Selbststudium“ 

Ergänzende Nutzung zum Un-
terricht 

Typ 8: „Kursvorbereitung“ 
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Seit 2004 haben sich insgesamt knapp 
450.000 Interessierte für das Lernportal 
www.ich-will-lernen.de ein Passwort ge-
ben lassen (Stand: Januar 2014). 

Die Evaluation kommt nach der Be-
gleitung und Untersuchung der einge-
setzten Konzepte zu dem positiven Fa-
zit: „…ausgehend von den in allen Kur-
sen über den gesamten Projektzeitraum 
beobachteten durchwegs positiven Reak-
tionen der TeilnehmerInnen und deren 
positivem Gefühlserleben bei der Arbeit 
im Lernportal ist dessen Einbindung in 
Kurse der Erwachsenenalphabetisierung 
sowie in den Unterricht von Kursen zum 
Nachholen des Schulabschlusses in 
Form von Blended-Learning Szenarien 
auf jeden Fall empfehlenswert“  

Ein grundsätzlicher Vorteil ist die 
Binnendifferenzierung, d. h., dass alle 
Lernenden an ihren individuellen Stärken 
und Schwächen arbeiten können und auf 
diese Weise vom Lernstand ganz hetero-
gene Gruppen zusammen arbeiten kön-
nen.  

Weiterhin sind die meisten Aufgaben 
im Lernportal so konstruiert, dass sie di-
rekt vom System korrigiert werden. So 
wird den Lernenden unmittelbar das Er-
gebnis der von ihnen erledigten Aufga-
ben mitgeteilt. Sie bestimmen ihr eigenes 
Lerntempo, sie sehen selber ihren Lern-
fortschritt, es ist Abwechslung zur sons-
tigen Schreibtischarbeit oder trägt zur 
Förderung der Lernerautonomie bei.  

Zu erwähnen bleibt, dass auch für die 
Lehrenden die Nutzung des Lernportals 
vielfältige Vorteile bietet. So steht den 
Lehrenden mit dem Lernportal z. B. ein 
großer Pool an Aufgaben zur Verfügung, 
der im Unterricht auch binnendifferen-
ziert eingesetzt werden kann.  

Quelle: Dr. Torben Schön, Projektleiter 
Evaluation beim DVV, (stark gekürzt 
und verändert, pf) 

Grundbildung 

Zunehmend werden über Schreiben, Le-
sen und Rechnen hinaus andere Kompe-
tenzen Gegenstand der Alphabetisie-
rungsdebatte. Begrifflich wird entweder 
der Begriff „Alphabetismus“ ausgeweitet, 
oder aber es wird nach einem umfassen-
den Konzept der „Grundbildung“ ge-
sucht: Es sind zunächst der technische 
und der ökonomische Analphabetismus 
ins Blickfeld geraten: 

„Finanzieller Analphabetismus“ 

Beim Wort Analphabetismus denken die 
meisten an Defizite im Lesen und 
Schreiben. Bezöge man weitere Grund-
kompetenzen, die für eine vollständige 
Teilhabe an der heutigen Lebens- und 
Arbeitswelt erforderlich sind, in die Be-
trachtung ein, träten wohl noch viel 
problematischere Ergebnisse zu Tage. 
Das belegt nun auch eine weltweite Stu-
die zum Grundwissen über Geld, über 
die das US-Magazin The Atlantic beich-
tet. Das verblüffende Ergebnis: 47 % al-
ler Deutschen konnten drei einfache 
Fragen zum Thema Finanzen nicht be-
antworten. Mit diesem erschreckenden 
Ergebnis steht Deutschland weltweit 
noch am besten da.  

In der Studie wurden in aller Welt 
drei simple Fragen zum Thema Geldan-
lage gestellt. Zum Vorschein kam ein er-
schreckender Grad an finanziellem Un-
wissen.  

1. Angenommen, Sie haben 100 Dollar 
auf dem Konto, bei einem Zinssatz von 
2 Prozent. Wie hoch glauben Sie, ist Ihr 
Kontostand nach fünf Jahren, wenn Sie 
das Geld nicht anrühren? A) mehr als 
102 Dollar; B) exakt 102 Dollar; C) we-
niger als 102 Dollar; D) weiß nicht/keine 
Antwort. 
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2. Stellen Sie sich vor, der Zins auf Ihr 
Konto beträgt 1 Prozent und die Inflati-
onsrate liegt bei 2 Prozent. Können Sie 
mit dem Geld nach einem Jahr A) mehr 
kaufen; B) genauso viel kaufen; C) weni-
ger kaufen; D) weiß nicht/keine Ant-
wort. 

3. Ist die folgende Aussage richtig oder 
falsch? „Der Kauf einer einzelnen Aktie 
ist in der Regel weniger riskant als der 
Kauf eines Aktienfondsanteils.“ A) rich-
tig; B) falsch; C) weiß nicht/keine Ant-
wort. 

Korrekt sind die Antworten 1-A; 2-C; 
und 3-B.  

Nur eine sehr knappen Mehrheit in 
Deutschland kann alle drei Fragen richtig 
beantworten Das ergab die Studie, die 
zuerst im „Journal of Economic Litera-
ture“ („JEL“) veröffentlicht worden ist.  

Demnach konnten lediglich 53 Pro-
zent aller Befragten in Deutschland diese 
drei Fragen zum Thema Geldanlage kor-
rekt beantworten. Damit hat Deutsch-
land weltweit noch das beste Ergebnis 
erzielt. Ähnlich gut kam nur die Schweiz 
weg, wo 50 Prozent der Befragten drei 
richtige Antworten gaben. 

Ansonsten ergibt sich vor allem für 
die Industriestaaten der westlichen Welt, 
in denen eigentlich ein Mindestmaß an 
Finanzverständnis vorauszusetzen sein 
sollte, ein problematisches Resultat: 69 
Prozent der Franzosen beispielsweise-
konnten nicht alle drei Fragen richtig be-
antworten, ebenso wie 73 Prozent der 
Japaner, 75 Prozent der Italiener, 76 
Prozent der Neuseeländer und 79 Pro-
zent der Schweden.  

Nach der Studie der US-Wissen-
schaftlerinnen Annamaria Lusardi von 
der George Washington University in 
Washington D.C. und Olivia S. Mitchell 
von der University of Pennsylvania be-

standen lediglich 30 Prozent der US-
Amerikaner das kleine Finanzquiz fehler-
frei – 70 Prozent fielen durch. 

Die Untersuchung von Lusardi und 
Mitchell offenbart einen erschreckenden 
Grad an finanziellem Analphabetismus 
in aller Welt, schreibt „The Atlantic“. 
Und das führe zu einem gefährlichen Pa-
radoxon: Die Ignoranz in Gelddingen 
breite sich ausgerechnet in einer Zeit aus, 
in der eine solche Unwissenheit aufgrund 
der Finanzsituation gefährlicher ist als je 
zuvor. 

Die Interpretation liefern die Studi-
enautoren selbst: Die Finanzmärkte 
weltweit stünden Privatanlegern offener 
denn je. Neue Produkte und Finanz-
dienstleistungen breiten sich aus, zudem 
sei das Kredit- und Hypothekengeschäft 
mit Privatkunden, das bereits zur ver-
gangenen Finanzkrise beigetragen habe, 
wieder auf dem Vormarsch.  

Gleichzeitig steigt die Verantwortung 
für die eigene Altersvorsorge. Man muss 
immer mehr selbst entscheiden, wie viel 
gespart wird, wo investieren, und in wel-
chem Maße sie – vor allem im Ruhestand 
– ihre Ersparnisse aufbrauchen können, 
so Lusardi und Mitchell.  

Die Folge von alldem: Eine immer 
größere Zahl von Menschen ist nur eine 
falsche Entscheidung vom persönlichen 
Ruin entfernt. Und der Schlüssel um die-
ses Problem zu lösen liege in Kenntnis-
sen in finanziellen Dingen. Nach Ansicht 
der Wissenschaftler Lusardi und Mitchell 
ließe sich die wirtschaftliche Situation 
insbesondere von Leuten mit geringem 
Bildungsstand stark verbessern, wenn sie 
in Finanzfragen besser informiert wären.  

Die Nachfrage nach Weiterbildung 
zur Kenntnisvermittlung ist allerdings 
gering: Der Großteil der Bevölkerung, 
und zwar vor allem in den USA, den 
Niederlanden und Deutschland, auch das 
ergab die Lusardi-Mitchell-Studie, glaubt 
vielmehr, zusätzliche Vermittlung finan-
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zieller Grundkenntnisse nicht nötig zu 
haben, weil das erforderliche Wissen be-
reits vorhanden sei.  

Die Menschen überschätzen sich 
selbst dramatisch. Der Kampf gegen den 
finanziellen „Analphabetismus“ ist daher 
nicht nur enorm wichtig. Er ist offenbar 
auch ziemlich schwer zu führen.  

Besondere Anstrengungen dürften in 
den „postsowjetischen“ Staaten -
beispielsweise in Russland sowie in Ru-
mänien – erforderlich sein. Dort lag die 
Quote derer, die alle drei „Quizfragen“ 
richtig beantworten konnten, bei jeweils 
lediglich knapp 4 Prozent. Auch die Tat-
sache, dass die Menschen beider Länder 
aufgrund der sozialistischen Vergangen-
heit gewissermaßen einen Startnachteil 
haben, weil solche Kenntnisse nicht 
wichtig waren, bietet nur wenig Trost. 

Quelle: Bericht im „manager magazin on-
line 8.5. 2014, gekürzt und verändert, pf) 

Technischer Analphabetismus  

Distanz bei gleichzeitiger Unkenntnis 
wird inzwischen als naturwissenschaftli-
cher Analphabetismus charakterisiert. 
Zunehmend wird aber auch in Frage ge-
stellt, ob Gesellschaften, die sich als mo-
derne Industriegesellschaften apostro-
phieren, sich solches auf Dauer werden 
leisten können.  

„You don’t have to be a scientist. But at 
least know and understand what’s going on!”  

Wir leben in einer Welt, die in sämtlichen 
Aspekten durch die Wissenschaft geprägt 
ist. So gut wie nichts, was uns in unse-
rem Alltag umgibt wäre ohne die wissen-
schaftliche Forschung der letzten paar 
hundert Jahre vorhanden. Ich schreibe 
diesen Text auf einem Laptop, der allein 

schon fast die komplette moderne Phy-
sik (Quantenphysik, Materialphysik, 
Kernphysik, Elektromagnetismus etc.) 
beinhaltet. Neben mir läuft Musik im 
Radio – auch das ist reine Physik. Aber 
auch der ganze andere Kram, der auf 
meinem Schreibtisch so rumliegt – mein 
Handy, die Getränkeflasche aus Plastik, 
die Schere aus rostfreien Stahl, der Ku-
gelschreiber, eine Packung mit Medika-
menten, ein Stapel Bücher –, wäre ohne 
Wissenschaft nicht da. Selbst das T-
Shirt, das ich trage; das Haus, in dem 
ich wohne, und der Stuhl, auf dem ich 
sitze, beinhalten jede Menge Wissen-
schaft.  

Und trotzdem haben viele Menschen 
erstaunlich wenig Ahnung von Physik, 
Chemie, Biologie und den ganzen ande-
ren Wissenschaften, die unser Leben 
prägen oder stehen ihnen gar feindlich 
gegenüber. Das ist nicht nur schade – 
Wissenschaft ist wahnsinnig spannend 
und faszinierend! –, sondern auch unver-
ständlich. Gerade weil Wissenschaft un-
ser Leben so komplett durchdringt, sollte 
es eigentlich selbstverständlich sein, dass 
man sich darüber informiert. Und –  wer 
keine Ahnung hat, den kann man leicht 
reinlegen und ausnutzen. Auch wenn wir 
der Wissenschaft quasi alles verdanken, 
was wir in unserer modernen Zivilisati-
on zur Verfügung haben, heißt das ja 
nicht, dass hier nur Friede, Freude und 
Eierkuchen herrscht. Denn selbstver-
ständlich bergen neue Entwicklungen 
auch Risiken, und wenn man davon kei-
ne Ahnung hat, dann wird es schwierig, 
mitzudiskutieren (das sieht man ja zum 
Beispiel wunderbar an Debatten über 
Gentechnik, Nanotechnologie oder 
Stammzellenforschung).  

Es sollte eigentlich jedem ein Anlie-
gen sein, so gut wie möglich über die 
Welt, in der man lebt, Bescheid zu wis-
sen. Und unsere Welt ist eine Welt der 
Wissenschaft. 
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Quelle: http://scienceblogs.de/astrodic 
ticum-simplex/2010/07/28/gegen-den-
wissenschaftlichen-analphabetismus/ 

Weitergehend sind handlungsorientierte 
Grundbildungskonzepte, die auf den Ver-
wendungszusammenhang erworbenen Wis-
sens abstellen. 

„Arbeitsplatzbezogene Grundbildung“  
Leitfaden des Instituts der deutschen Wirt-
schaft 

„…Der demographische Wandel macht 
es erforderlich, vorhandene Potenziale 
zu erschließen, um dem Fachkräfteman-
gel entgegenzuwirken. Daher ist davon 
auszugehen, dass die mangelnde Grund-
bildung und Strategien der Kompensati-
on verstärkt auch zum Thema in der be-
trieblichen Weiterbildung werden. Bis-
lang spielt die arbeitsplatzbezogene 
Grundbildung wegen des vergleichsweise 
geringen Bedarfs kaum eine Rolle in der 
betrieblichen Weiterbildung, weil diese in 
der Regel tätigkeits- und anlassbezogen 
ist. Auch in der Weiterbildungsdiskussi-
on in Deutschland wurde die nachholen-
de Grundbildung kaum beachtet (…). 
Hinzu kommt, dass bestehende Angebo-
te zur Alphabetisierung und Grundbil-
dung für Erwachsene wenig Bezug zur 
Arbeitswelt haben. 

Dieser Leitfaden zur arbeitsplatzori-
entierten Grundbildung für Unterneh-
men wurde im Rahmen des Verbund-
vorhabens „Chancen erarbeiten – Al-
phabetisierung und Grundbildung für 
Erwachsene im Kontext von Wirtschaft 
und Arbeit“ vom Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW Köln) in Koopera-
tion mit dem Bildungswerk der Hessi-
schen Wirtschaft e. V., Regionalbüro 
Darmstadt, entwickelt. 

Der funktionale Analphabetismus 
hebt die schriftsprachlichen Fähigkeiten 

von Erwachsenen hervor, die niedriger 
sind als die zur Teilhabe an Gesellschaft 
und Arbeit mindestens erforderlichen. 
Grundbildung schließt neben der Fähig-
keit, lesen, schreiben und rechnen zu 
können, weitere Qualifikationen ein, zum 
Beispiel soziale und personale Kompe-
tenzen, den Umgang mit Technologien, 
Englischkenntnisse sowie die Fähigkeit 
und Bereitschaft zum selbstständigen 
Lernen. 

Der Ansatz der arbeitsplatzbezoge-
nen Grundbildung stammt aus dem an-
gelsächsischen Raum und wird dort als 
Workplace Basic Education (WBE) be-
zeichnet. Gemeint ist damit das nach-
trägliche Lernen von berufsrelevanten 
Grundbildungsinhalten am Arbeitsplatz, 
vor allem Lese-, Schreib- und Re-
chenkompetenzen, aber auch Problemlö-
sungsstrategien, Teamarbeit oder die 
Computeranwendung. Adressaten sind 
solche Mitarbeiter/-innen, deren Basis-
kompetenzen nicht bzw. nicht mehr für 
die geänderten Anforderungen am Ar-
beitsplatz ausreichen. Damit umfasst 
WBE das nachholende Lernen von 
grundlegenden Fähigkeiten am Arbeits-
platz bzw. für den Arbeitsplatz, die in 
der Regel bereits durch das allgemeinbil-
dende Schulwesen hätten vermittelt wer-
den müssen. 

Die vielfältigen Weiterbildungsange-
bote richten sich an Mitarbeiter/-innen, 
deren Kompetenzen nicht bzw. nicht 
mehr für die sich wandelnden Erforder-
nisse am Arbeitsplatz ausreichen. Pro-
gramme zur Workplace Basic Education 
in angelsächsischen Ländern fördern 
überwiegend – zugeschnitten auf die je-
weiligen betrieblichen Belange: Lesever-
stehen – Sprechen – Schreiben – Rech-
nen.  

Öffentliche Programme zur Förde-
rung von arbeitsplatzbezogener Grund-
bildung können ein Hebel sein, die Be-
schäftigungsfähigkeit von illiteraten und 
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geringqualifizierten Personen innerhalb 
wie außerhalb des Beschäftigungssystems 
zu verbessern. Da vergleichbare Maß-
nahmen in Deutschland nicht vorliegen, 
entscheidet hier zum einen vielmehr die 
Motivation des Einzelnen, sich durch die 
Beteiligung an entsprechenden Alphabe-
tisierungs- und Grundbildungskursen zu 
qualifizieren. Zum anderen bestimmen 
vor allem die Bedarfe der Unternehmen, 
ob und in welchem Umfang im Rahmen 
der betrieblichen Weiterbildung Gering-
qualifizierte mit unzureichender Grund-
bildung gefördert werden. …  

Wenn Unternehmen Grundbildungs-
maßnahmen für Beschäftigte planen und 
weder das Know-how noch die Ressour-
cen für eigene Angebote haben, können 
sie auf Angebote von freien Bildungsträ-
gern zurückgreifen. Die Volkshochschu-
len sind in Deutschland der Hauptanbie-
ter für nachholende literale Grundbil-
dung. Vor allem bei beruflich orientier-
ten Bildungsträgern spielt arbeitsplatzbe-
zogene Grundbildung bislang kaum eine 
Rolle. Angaben des Deutschen Volks-
hochschul-Verbandes zufolge nahmen 
im Jahr 2009 etwa 31.000 Personen an 
Alphabetisierungs- bzw. Grundbildungs-
kursen teil. Etwa 5.000 Teilnehmer an 
Kursen bei anderen Bildungsträgern 
kommen noch nach Schätzung dazu 
(…). Darüber hinaus lernen etwa 20.000 
Personen regelmäßig anonym im Lern-
portal www.ich-will-lernen.de, einer vom 
BMBF geförderten Selbstlernplattform 
(…). Bezogen auf die Zahl der 7,5 Milli-
onen funktionalen Analphabeten in 
Deutschland ist der Anteil derjenigen 
Personen, die aktiv Kurse besuchen, äu-
ßerst gering. Hinzu kommt, dass es sich 
überwiegend um die Teilnahme an all-
gemeinen Grundbildungskursen handelt, 
die auf die Förderung der Lese- und 
Schreibfähigkeit abzielen. Hinsichtlich 
der Verfügbarkeit gibt es erhebliche re-
gionale Unterschiede, ein flächende-

ckendes Angebot ist nicht gegeben. An-
gebote spezifisch für den Beruf oder Ar-
beitsplatz bilden eher die Ausnahme. 
Auch bei berufsorientierten Bildungsträ-
gern haben berufsbezogene Grundbil-
dungsangebote für erwachsene Gering-
qualifizierte kaum einen Stellenwert. So 
ergab eine Recherche des IW Köln, dass 
Industrie- und Handelskammern sowie 
Handwerkskammern zwar Maßnahmen 
im Bereich der Berufsvorbereitung und 
der Förderung von Auszubildenden an-
bieten, aber keine berufsbezogenen 
Grundbildungskurse. … 

Empfehlungen zur arbeitsplatzorientierten 
Grundbildung 

 Vorgesetzte, Führungskräfte, Perso-
nalexperten, Betriebsräte im Unter-
nehmen sollten sensibilisiert werden 
für die Möglichkeit vorhandener 
Grundbildungsdefizite von Mitarbei-
tern/innen. 

 Als lernförderliche Bedingungen ha-
ben sich kleine Lerngruppen von sie-
ben bis zehn Personen, eine motivie-
rende angstfreie Lernatmosphäre, die 
Freiwilligkeit der Teilnahme, eine gu-
te zeitliche und räumliche Erreich-
barkeit des Angebots (flexibel zum 
Beispiel hinsichtlich der Arbeits-
schichten) erwiesen. 

 Mögliche Hemmschwellen zur Teil-
nahme an den Kursen sollten niedrig 
gehalten werden – von der sensiblen 
Ansprache der Betroffenen bis hin 
zur wertschätzenden Bezeichnung 
der Maßnahme, um die Bereitschaft 
der Mitarbeiter/innen, das Problem 
anzugehen, nicht zu gefährden (…). 

 Maßnahmen zur Grundbildung für 
den Arbeitsplatz sollten sich an indi-
viduellen literalen Mitarbeiterbedürf-
nissen sowie an Anforderungen un-
terschiedlicher Branchen und Tätig-
keitsbereiche orientieren. Es emp-
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fiehlt sich eine Analyse des Bedarfs 
der Grundbildungsanforderungen an 
den jeweiligen Arbeitsplätzen (…). 

 Für die Zielgruppe eignen sich le-
bens- und arbeitsweltorientierte so-
wie praxisnahe Angebote, ausgerich-
tet am (beruflichen) Alltag und an der 
konkreten Lebenssituation der Teil-
nehmenden.  

 Entsprechend sollten die Inhalte und 
Materialien teilnehmerbezogen ge-
staltet und abwechslungsreiche, er-
wachsenenbezogene Methoden ein-
gesetzt werden. Dabei ist die Verbin-
dung der Lese- und Schreibförderung 
mit dem Arbeiten am Computer vor-
teilhaft. 

 Einstufungs- bzw. Kompetenztests 
sollten bedachtsam eingesetzt wer-
den, um das Leistungsniveau der 
Lerngruppe einordnen zu können, 
aber keine zusätzlichen Hemm-
schwellen für bildungsungewohnte 
Mitarbeiter/innen aufzubauen.  

 Es ist zu empfehlen, einen ver-
gleichsweise höheren Zeitumfang 
 

 von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Grundbildung einzuplanen. Zeit-
intensive Maßnahmen von insgesamt 
100 bis 150 Stunden erzielten deut-
lich messbare Lernzuwächse, wäh-
rend diese in 30- oder 40-stündigen 
Kursen geringer ausfielen. 

 Bei der Wahl der Dozenten/Trainer 
ist es wichtig, auf vorhandene Erfah-
rungen in der Grundbildungsarbeit 
und im Umgang mit bildungsunge-
wohnten Lernern zu achten. 

 Eine Evaluation der Maßnahmen 
hilft, Lernerfolge einschätzen und 
Rahmenbedingungen gegebenenfalls 
in Zukunft optimieren zu können.“ 

Quelle: www.iwkoeln.de/de/studien/ 
gutachten/beitrag/63336 

Erstaunlicherweise werden hier Ansätze 
wieder aufgenommen, wie sie in den 
1980er Jahren im Konzept „Arbeitsorien-
tierte Erwachsenenbildung“ formuliert 
worden sind. 

(stark gekürzt, pf) 
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Personalia 

Wilhelm Flitner 125. Jubiläum seines Ge-
burtstags 

Am 20. August 2014 jährt sich zum 125. 
Mal der Geburtstag Wilhelm Flitners. 
Sein Wirken durchzieht das 20. Jahrhun-
dert. Er hat seit seinen Aktivitäten in der 
Jugendbewegung, seinem Engagement 
für die Volkshochschularbeit in Thürin-
gen, über seine Berufung an die Pädago-
gische Akademie in Kiel 1926 und von 
dort 1929 als ordentlicher Professor an 
die Universität Hamburg, über seine 
Funktion als Vorsitzender des Schulaus-
schusses der Westdeutschen Rektoren-
konferenz und als Organisator der 
„Tutzinger Gespräche“ zum Problem 
der Hochschulreife bis hin zu seinem 
Tod am 21.1.1990 die Erziehungswirk-
lichkeit und das Bildungsdenken in 
Deutschland geprägt. (Die Aktivitäten 
Flitners werden dargestellt in einem zum 
125. Geburtstag erscheinenden Bandes: 
Faulstich, Peter: Wilhelm Flitner – die 
Jugendbewegung, die Erwachsenenbil-
dung und die Pädagogik. Weinheim 
2014. 

Wilhelm Flitner war einer der tonan-
gebenden Akteure der Erwachsenenbil-
dung in der Weimarer Republik und dar-
über hinaus in der entstehenden Bundes-
republik. Aus dem der Jugendbewegtheit 
folgenden „Kriegserlebnis“ stammen für 
viele der Beteiligten die wichtigsten An-
stöße für die nach 1919 entstehende 
Volkshochschulbewegung, welche später 
bissig als ein „Volkshochschulrummel“ 
karikiert wurde.  

„Schon in den Kriegsgesprächen ka-
men wir zu dem Schluss: Wer die geistige 

Basis eines neuen demokratischen Staa-
tes betrachtet, musste langfristig auf eine 
Reform des Bildungswesens, kurzfristig 
aber auf augenblickliche Vertiefung der 
Erwachsenenbildung in allen Volks-
schichten dringen.“ (GS 11, S. 260 f.) 

Zunächst war nach dem Zusammen-
bruch des Kaiserreichs die materielle Not 
erdrückend: Hunger, Wohnungs- und 
Kleidungsknappheit lastete auch auf dem 
Bürgertum.  

Als die Volkshochschulbewegung in 
Jena Anfang 1919 begann, wurde die Ini-
tiative von Herman Nohl, Eugen Die-
derichs und Wilhelm Rein angestoßen. 
Die Geschäftsführung der Jenaer Volks-
hochschule wurde Flitner angeboten und 
er sagte zu. Die Erfahrung der Bildungs-
arbeit mit Erwachsenen vor dem Hinter-
grund seiner eigenen reformpädagogi-
schen Positionen hat Flitners pädagogi-
sches Denken lebenslang geprägt. Im 
Rückblick auf die „Erwachsenenbildung 
der Weimarer Zeit“ resümiert der neun-
zigjährige Wilhelm Flitner anlässlich der 
Verleihung der Ehrendoktorwürde der 
Universität Regensburg am 22. Mai 1979: 

„Es war im Kriege, daß mir die Tä-
tigkeit für die Weiterbildung von Er-
wachsenen als Aufgabe verstärkt ins 
Blickfeld kam […].“ (Gesammelte 
Schriften, im Folgenden zitiert als GS; 
hier GS 1, 1982, S. 321) 

Ein Anlass war ein Erstaunen dar-
über, wie viele künstlerische Talente es in 
den besetzten Gebieten in Vlamen oder 
im Artois unter Handwerkern, Krämern 
und Landwirten gab, besonders im Ver-
gleich zur scharfen Abspaltung dieser 
Gruppen gegenüber „einer gebildeten 
Bevölkerung“ im deutschen Kaiserreich. 

„Aber daß die Kluft, die zwischen 
den Gruppen verschiedener Schulbil-
dung bestand, ein Übel sei, für den Staat 
wie für die Kultur, das drängte sich auf. 
Sprache, Gedankenkreis, Geschichtsbe-
wußtsein, politische Grundsätze gingen 
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völlig auseinander. … Wie der Krieg 
auch ausgehe, heimkehrend müßten wir 
einen neuen Anfang machen und uns 
entschlossen einsetzen für die Schulre-
form und auch sofort für die Weiterbil-
dung und geistige Belebung der erwach-
senen Generation auf dem Weg einer 
neuen ‚Freien Volksbildung‘. Sie dürfe 
nicht auf den Staat warten, sondern müs-
se gleich aus Bürgerinitiative in Gang 
kommen.“ (Ebd. S. 322)  

In vielen Briefen und Gesprächen – 
z. B. mit Nohl an der Front in Frank-
reich – war klar geworden, welches große 
geistige „Gefälle unter den Volksschich-
ten“ bestand, aber gleichzeitig auch, wel-
che „hervorragende einzelne achtungs-
gebietende Charaktere in allen Schich-
ten“ (ebd.) wirkten. 

„Schon in den Kriegsgesprächen ka-
men wir zu dem Schluß: wer die geistige 
Basis eines neuen demokratischen Staa-
tes bedachte, mußte langfristig auf eine 
Reform des Bildungswesens, kurzfristig 
aber auf augenblickliche Vertiefung der 
Erwachsenenbildung in allen Volks-
schichten drängen.“ (Ebd. S. 260 f.) 

Diese Stimmung verbreitete sich im 
ganzen Deutschland und führte zur 
Gründungswelle der Volkshochschulen. 
Am 1. April 1919 erfolgt die Eröffnung 
der Abendvolkshochschule in Jena unter 
Geschäftsführung von Wilhelm Flitner.  

Aus dem politischen und personellen 
Zusammenhang entstand Flitners in der 
Erwachsenenbildungsdiskussion bekann-
teste Schrift „Laienbildung“ (Flitner 
1921), die in der Rezeption als „kühn“ 
und „fast als einen Geniestreich“ aufge-
nommen, aber auch als „romantizistisch“ 
und „illusionär“ bezeichnet wurde. Ein 
Jahr nachdem er die Leitung der Jenaer 
Volkshochschule übernommen hatte, 
verfasste er diesen programmatischen 
Text. Die „Laienbildung“ ist Flitners 
meistbesprochener und zitierter Text 
(Ob allerdings die tatsächliche Leser-

schaft ebenso hoch war und ist, bleibt 
unbelegt.). Thema ist die Spaltung der 
Gesellschaft, die als zu überwinden in 
nahezu allen Konzepten der Erwachse-
nenbildung mitschwingt und unter den 
Begriffen Klassen, Schichten und Milieus 
und mit Strategien wie Adressatenbezug, 
Teilnehmerorientierung, Selbststeuerung 
usw. bearbeitet worden ist: Der Zugang 
zu Bildung ist – in Flitner Sprache – 
scharf getrennt zwischen dem Priester-
stand der Gelehrten und dem Laienstand 
des Volkes. Flitner versucht eine Volks-
bildung zu begründen, welche kulturelle 
Traditionen bewahrt, sinnliche Erfah-
rung aufnimmt und gleichzeitig auf Wis-
senschaft und Vernunft baut. Die 
„Laienbildung“ ist die Utopie einer neu-
en, an alte Traditionen anknüpfenden, 
geistigen kulturellen Gemeinschaft, die 
aber auch mit moderner Wissenschaft, 
Technik und Rationalität verbunden 
werden soll (ebd.). Behandelt wird ein 
Thema, das alle Erwachsenenbildungs-
bemühungen seit ihren Anfängen durch-
zieht. In der „Laienbildung“ erhält dies 
eine besondere Fassung, welche die 
Klassenspaltung als „Kluft zwischen den 
Bildungsschichten“ auffasst: 

„Nur der Künstler und Denker und 
eine Anzahl hervorragender Menschen, 
die in eine ganz besondere Schule gegan-
gen sind, und da ein Wesentliches erar-
beitet haben, was heute Bildung heißt, 
die könnten von sich sagen, daß ihr Le-
ben erfüllt sei von Geistigem. Nimmt 
man solche Leute zum Maß, alle anderen 
sinken dann herab in die Reihe der Halb- 
und Ungebildeten. … Sie sind Laien ge-
blieben, jene wenigen aber bildlich ge-
sprochen, die die Priesterschaft der Bil-
dung eingegangen.“ (Ebd.) 

Ein solcher, religiös untermalter Be-
griff von Bildung könnte leicht kippen: 
entweder in verklärende Naivität oder zu 
entmündigender Elitität. Gegen einen 
priesterschaftlichen Bildungsbegriff setzt 
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Flitner die Vorstellung einer „Laiengeis-
tigkeit“, welche die gesamte Bevölkerung 
umfasst. Er versucht eine Gradwande-
rung zu einer neuen Gemeinsamkeit.  

„Der Sachverhalt ‚Volksbildung‘ be-
deutet das Enthaltensein eines geistigen 
Lebens in dem werktätigen und gemein-
samen drin.“ (GS 1, 1982, S. 33) 

Flitners Hoffnung richtet sich auf die 
Gemeinschaft zwischen Menschen bei-
der Bildungsgruppen, die schöpferisch 
Neues hervorbringen.  

„Der Gebildete im neuen Sinne wird 
laiengeistig sein. Er wird der tätige, im 
natürlichen Dasein schaffende Mensch 
bleiben auch da, wo ihm die geistige 
Welt begegnet.“ (Ebd. S. 78) 

Gegen eine Gelehrtenschulung wird 
die Idee einer „Lebensschulung“ (ebd. 
79) gestellt. Die Gedankenreihe mündet 
im Schaubild eines laienmäßig gebilde-
ten, einfachen, arbeitsstarken und solida-
rischen Volkes (ebd.). Wilhelm Flitner 
bezieht sich auf die „Schönheit, Tiefe 
und Sammlung unmittelbaren Lebens“ 
(ebd. S. 80).  

Wilhelm Flitner hielt lebenslang an 
der Idee der Laienbildung fest. Der Auf-
satz „Das Laienproblem ist universell“ 
von 1966 (GS 1, 1982, S. 297-304) recht-
fertigt und aktualisiert das Konzept. Er 
setzt den Begriff des Laien ins Verhältnis 
zu seinem Gegenteil; dem Fachmann 
aber auch dem Priester (ebd. 298). Laien 
werden jedoch immer bestimmt von den 
Anderen, dem Weihestand oder Ordens-
stand Angehörigen: „ein schlächt, einfäl-
tig und unwissend mensch“ (Grimms 
Wörterbuch). Flitner dagegen hebt Ex-
pertise – ein „spezialisiertes Können und 
Wissen“, „gesellschaftliche Verschieden-
heit“ und „eigentümliche Verantwort-
lichkeiten“ hervor. Damit bezieht er sich 
dann doch auf Vorstellungen von Elite, 
die zu Führern zu werden drohen; er be-
tont gleichzeitig das Interesse des „Ge-
meinwohls“ (ebd. S. 302) und bezieht 

den Begriff Dienst ein. Es häufen sich 
heute verdächtig gewordene Wörter. 

Der Zugang zur „Laienbildung“ ist 
sperrig. Er ist in der Sprache der Zeit in 
antimodernen Formeln und antiaufkläre-
rischen, neuromantischen Ambivalenzen 
verengt. Dies war auch schon Kern der 
Kritik der Zeitgenossen. Die Zwiespäl-
tigkeit geht aber noch weiter: einerseits 
steht hinter der Dichotomie von „Pries-
tern“ und „Laien“ das Erleben der Klas-
senspaltung der Weimarer Gesellschaft; 
anderseits droht in der Beschwörung von 
Volksgemeinschaft, Nation und „deut-
scher Bewegung“ ein Abgleiten in völki-
sche, rassistische und nationalistische 
Abgründe. Dies hat Wilhelm Flitner je-
doch zu vermeiden versucht. 

Eine Formel, unter der die verschie-
denen Bestrebungen der „Neuen Rich-
tung“ zusammengeführt werden können, 
ist die der „Arbeitsgemeinschaft“ – nicht 
nur als methodisches Prinzip, sondern 
zugleich gesellschaftliche Grundbestim-
mung. Einerseits hatte Eduard Weitsch, 
Leiter der Heimvolkshochschule Drei-
ßigacker, ein Lehrverfahren entwickelt, 
um mit den Teilnehmenden in ein Ge-
spräch zu kommen und an ihre Erfah-
rungen anzuknüpfen. Andererseits be-
gründeten Erdberg und Picht vom Preu-
ßischen Kultusministerium eine Zeit-
schrift „Die Arbeitsgemeinschaft“, die als 
Leitbild das konservative Ideal einer Ge-
meinschaft des Volkes anstrebte. Unter 
der Formel „Volkbildung durch Volks-
bildung“ ging es um die Stiftung einer 
neuen „Volksgemeinschaft“, die Schaf-
fung einer „neuen Volkseinheit“ zur 
Überwindung der Klassengegensätze 
durch die Vermittlung der gemeinsamen 
kulturellen Tradition und durch Men-
schenbildung. Wer die Formel geprägt 
hat ist unklar. Meist wird sie Robert von 
Erdberg oder Alfred Mann zugeschrieben.  

Unterstellt wurde, Volkshochschule 
könne zum einen der Ort für eine Ge-
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meinschaft Gleichgesinnter werden und 
so die Gemeinschaft aller Volkskreise 
vorwegnehmen, und sie könne zum an-
deren durch eine Methode, die bewusst 
auf Schulung für parteipolitische Kämpfe 
verzichte, politische und gesellschaftspo-
litische Fragen aber nicht ausklammere, 
zu einem Übungsfeld für die Bildung 
mündiger Bürger werden. 

Die „Neue Richtung“ während der 
Weimarer Republik lässt sich unter die-
sen Nenner zusammenbringen und die 
ersten Ansätze nach 1945 wurden eben-
falls von dieser Geisteshaltung her ver-
sucht. Gegen die 1871 gegründete „Ge-
sellschaft zur Verbreitung der Volksbil-
dung“ und ihre der Aufklärung verpflich-
tete Zielvorstellung, die Bildungsbemü-
hungen sollen alle Gebiete umfassen und 
allen Menschen zukommen, richtete sich 
die Kritik der „Neuen Richtung“. Dies 
wird komprimiert in einer Programmatik, 
welche „verbreitende“ gegen „intensive“ 
Volksbildung stellt. Der einzelne Mensch 
solle im Vordergrund der Bildungsbe-
mühungen stehen, im Gegensatz zu einer 
Verbreitung von Wissen, bei der nicht 
nach individuellen Bedürfnissen und Fä-
higkeiten gefragt werde. Daraus folgt 
auch eine „Neutralität“ der Do-
zent/innen und Institutionen durch 
Wertabstinenz. Die Abgrenzung gegen-
über der in der Tradition der Aufklärung 
sich verstehenden „verbreitenden Volks-
bildung“, die mit dem Etikett „alte Rich-
tung“ versehen wurde, hat Wilhelm Flit-
ner 1930 zusammengefasst.  

„Die neue Richtung in der Erziehung 
und vor allem auch in der Erwachsenen-
bildung geht [...] von einer ganz anderen 
Gesinnung aus. 

1. Es kann sich nicht mehr darum 
handeln, die Bildung der geistigen Ober-
schicht an die ungeschulten Schichten 
einfach mitzuteilen. Man muß aufhören, 
die Bildung aller nach einem Maßstab zu 
messen, der nur für eine bestimmte 

Schicht gültig sein kann. Das Ideal des 
allseitig kenntnisreichen Menschen gibt 
keinen Maßstab für die Bildung von Ar-
beitern, Bauern und der modernen 
Großstädtern des Mittelstandes. Viel-
mehr soll jeder in seiner Schicht, in sei-
ner gesellschaftlichen Lage und für seine 
Lebensaufgabe erzogen werden. Den In-
dustriearbeiter gilt es zum Glied des In-
dustrievolkes, den Bauer zum ländlichen 
Menschen unserer Tage, den Arzt, Juris-
ten, Lehrer zum echten Träger seines 
Amtes im Volk zu bilden. [...] 

2. Die Volksbildungsarbeit kann sich 
auch nicht mehr einseitig in den Dienst 
der Aufklärung stellen im Sinne einer 
Mitteilung von Wissen, das die Wissen-
schaft bereitstellt. Sie versucht vielmehr 
das Ganze erzieherischer Zwecke zu 
verwirklichen; das Wissen und die Auf-
klärung sind nur ein Teil dieses Ganzen. 
Die neue Volksbildung sieht den Men-
schen in seiner Gesamtlage und fragt 
nach dem Ganzen seiner geistigen Be-
dürfnisse. Sie begnügt sich dabei nicht, 
auf das einzugehen, was der andere als 
ein Bedürfnis anmeldet. Sie sucht zu ver-
stehen, was sein tieferes und wirkliches 
Bedürfnis ist. Es zeigt sich dann, dass 
hinter dem Bedürfnis nach dem Wissen 
der Gelehrten eine Lebensnot sich regt, 
die durch jenes Wissen der Gelehrsam-
keit gar nicht gestillt werden kann, son-
dern das Bedürfnis nach praktischer Hil-
fe, nach Besinnung und Aufklärung über 
das wirklich gelebte Leben und seine 
Aufgaben ist.“ (GS 1, 1982, S. 206 f.) 

Die „Laienbildung“ und das dahinter 
stehende Problem des Verhältnisses von 
Priestern und Laien, von „Masse“ und 
„Elite“ war ein wesentlicher Diskussi-
ons- und Streitpunkt der Debatten für 
die Diskussion bis 1933.  

Ihr Diskussionsforum erhielt die 
„Neue Richtung“ im „Hohenrodter 
Bund“. Die Durchsicht der Programme 
und Berichte zeigt, wie stark Kulturarbeit 
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die dabei gepflegten Formen der Gesel-
ligkeit, des Tanzes, des Liedes, des Thea-
terspiels und des gemeinsamen Wan-
derns die Arbeit der Thüringer Volksbil-
dung bestimmte. Die Einflüsse der Ju-
gendbewegung sind unverkennbar.  

In Hohenrodt kam 1923 ein Aus-
tausch zustande, den die Beteiligten als 
ungeheuer anregend schilderten. Der 
„Geist von Hohenrodt“ trug eine Kultur 
des Gesprächs und des Zuhörens jähr-
lich zwischen 1923 bis 1930. Flitner war 
daran führend beteiligt. Zusammen mit 
Theodor Bäuerle – Geschäftsführer des 
Vereins zur Förderung der Volksbildung 
in Stuttgart – und Robert von Erdberg 
gehörte er zu den drei Obmännern, die 
die Tagungswochen vorbereiteten und 
dazu einluden. 

In Wilhelm Flitners Denken über 
Erwachsenenbildung schwingen immer 
lebensphilosophische Grundpositionen 
mit und deren spezifische, kennzeich-
nende Uneindeutigkeiten. Einerseits kri-
tisiert er „Das romantische Element in 
der Erwachsenenbildung“ (GS 1, 1982, 
S. 191 ff.). Er setzt sich ab gegen Wirk-
lichkeitsfremdheit, Sehnsucht nach ver-
gangener Kultur, Beharren im Besinnli-
chen, Schwärmerischem (ebd. S. 196). 
Anderseits geht es ihm um „Überwin-
dung“ (ebd.). Dabei tauchen allerdings 
problematische Begriffe auf, für die wir 
hellhörig geworden sind; das Echte, Rei-
ne, Tiefe, Dunkle, das Volkhafte, Ge-
meinschaftliche, Bodenständige usw. 
Dieses Vokabular setzt sich nicht hinrei-
chend ab gegen nationalsozialistische In-
dienstnahme. In der Tiefenschicht der 
„Deutschen Bewegung“ (Nohl) gibt es 
Überlagerungen von Traditionen, die 
Durchdringungen begünstigen. 

In seinem Nachdenken über „Le-
benslehre“ (GS 1, 1982, S. 215 ff.) hat 
Flitner 1946 nochmals Bezug genommen 
auf „Laienerfahrung“ als Lebenserfah-
rung. Die Begriffe „Volkstümlichkeit“ 

und „Lebenserfahrung“ bleiben zwar ge-
fährlich, aber auch hinreichend unbe-
stimmt. Sie entziehen sich analytischer 
Systemkonstruktion. Ihre hinreichende 
Unbestimmtheit sichert Offenheit entge-
gen Einseitigkeiten. Allerdings hatte die 
„Freie Volksbildung“ dem aufziehenden 
Nationalsozialismus ebendeshalb auch 
wenig entgegenzusetzen und wurde z.T. 
mitgerissen. 

Am 5. April 1946 hielt Wilhelm Flit-
ner vor früheren Mitgliedern des Hohen-
rodter Bundes einen Vortrag über 
„Deutsche Politik als pädagogisches 
Problem“. Wieder war „Lebenshilfe“ die 
Devise. Aus der historischen Situation 
schließt Flitner, dass Deutschland eine 
gebildete und sittlich gebundene Gesell-
schaft, die alle Stände, Volksschichten 
und Landschaften verbindet“ schaffen 
müsse. Dies ist das alte Thema der 
„Laienbildung“. Er schließt auch hier 
wieder an das politische Klima an und 
wagt nun den Satz: „Die Überwindung 
der kapitalistischen Inhumanität muß al-
so zu einer sittlichen Pflicht werden“ 
(ebd. S. 37). Die Ablehnung des Kapita-
lismus aus Gründen der Gerechtigkeit 
wird aber abgefedert durch eine deutli-
che Zurückhaltung gegenüber dem Mar-
xismus. 

Fritz Laack, Geschäftsführer der 
„Deutschen Schule für Volksforschung 
und Erwachsenenbildung“ des Hohen-
rodter Bundes, hat über Flitners Versuch 
zur Wiederbelebung des Geistes von 
Hohenrodt ausführlich berichtet, er habe 
tieferschüttert, weit ausholend und glän-
zend formulierend an die christlich-
humanistische Tradition angeknüpft und 
die Erneuerung dieser Werte in einer der 
Moderne entsprechenden Formgefor-
dert. 

Angesichts der drängenden Aufgaben 
des Überlebens und des Wiederaufbaus 
waren solche volkspolitischen Ideen und 
Werte für die konkrete Volkshochschul-
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arbeit scheinbar nicht zeitgemäß und er-
schienen wenig hilfreich. Flitner fand bei 
der Mehrheit der Erwachsenenbild-
ner/innen, die mit der Gewinnung von 
Dozent/innen und der Heizung ihrer  
 

Veranstaltungsräume beschäftigt waren, 
keine Resonanz. Allerdings hat er bis zu 
seinem Tod immer wieder zu Fragen der 
Erwachsenenbildung Stellung genom-
men und so auch Einfluss zurückgewon-
nen. 

Peter Faulstich 
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Rezensionen 

Faulstich, Peter (Hg.) (2013): Menschliches 
Lernen. Eine kritisch-pragmatistische Lern-
theorie. Bielefeld  

Peter Faulstich widmet sich in „Mensch-
liches Lernen. Eine kritisch-
pragmatistische Lerntheorie“, einem 
Phänomen, das zum einen als Schlüssel-
begriff einer von Wandlungsprozessen 
dominierten Gesellschaft betrachtet wird 
(vgl. S. 7), zum anderen von „Eigensinn 
und Unverfügbarkeit“ (S. 211) geprägt 
ist. Damit vereint er in diesem Begriff 
zwei zunächst unvereinbar erscheinende 
Aspekte: Die zentrale Bedeutung bei 
gleichzeitig innewohnender ausbleiben-
der Aufschlussfähigkeit. 

Faulstich beschreibt zunächst die Be-
deutung des Begriffs „Lernen“ für pri-
mär durch Wandlung charakterisierte 
Gesellschaften. In diesen Zusammen-
hängen scheint „Lernen“ synonym zum 
Begriff des „Veränderns“ verwendet zu 
werden, betrifft alle Bereiche des 
menschlichen Lebens und bestimmt die-
se sogar. Folge des entstehenden „sich 
überdrehenden Wirbelwinds“ (S. 7) ist 
eine Vielzahl von Lerntheorien, was Ori-
entierungsprobleme nach sich zieht. An-
gesichts dieser Voraussetzungen weist er 
darauf hin, dass einer kritisch-
pragmatistischen Lerntheorie zunächst 
die Formulierung der Anforderungen, 
die an eine angemessene Lerntheorie ge-
stellt werden, vorangehen muss: Konsis-
tenz, Komplexität, Angemessenheit und 
Offenheit. Darüber hinaus kann es keine 
„fertige Lerntheorie“ (S. 8) geben, weil 
sich das Phänomen selbst gegen Ge-
schlossenheit und Fixierung über Defini-
tionen sperrt.  

Die Besonderheit des menschlichen 
Lernens liegt Faulstich zu folge zum ei-
nen in der Sinnhaftigkeit der Lernhand-
lung – Lernen macht Sinn oder eben 
nicht – und zum anderen im Begriff der 
Menschlichkeit als soziale Kategorie. 
Humanität als Grundlage des Zusam-
menlebens macht deutlich, dass Men-
schen auch in ihrem Lernen aufeinander 
angewiesen sind. Individuelle wie auch 
kulturelle Entwicklung sind nur möglich 
in einer Gemeinschaft und die darüber 
gesetzten Grenzen der Anpassung und 
Evozierung von (Lern-)Widerständen. 
Faulstich geht es um ein „Lernen für ein 
besseres Leben“ (S. 11, S. 215). 

Er ist sich darüber bewusst, dass die-
se Aussage „das Verdikt der Unwissen-
schaftlichkeit“ (S. 11) nach sich ziehen 
wird. Im ersten Kapitel mit dem Titel 
„Horizonte und Perspektiven des Nach-
denkens über Lernen“ geht er darum zu-
nächst einmal zurück zu den philosophi-
schen Wurzeln des Begriffs. Dieser 
„Schnelldurchgang durch die Geschichte 
der Philosophie“ (S. 22) mündet, ausge-
hend von Platon und Aristoteles über 
Descartes, Kant und Hegel, in die her-
meneutisch-phänomenologische Sicht-
weise und in die Darstellung der gegen-
sätzlichen Denkmuster des Erklärens 
und Verstehens am Beispiel der Ebbin-
ghaus-Dilthey-Kontroverse. Er stellt her-
aus, dass auch der „Sieg“ der Naturwis-
senschaften und das Ausblenden von in-
terpretativen Ansätzen nichts an der Tat-
sache änderten, dass phänomenologische 
Konzeptionen sich ihren Weg bahnten. 
Diese verbleiben allerdings für Faulstich 
zu sehr im Bereich des Innerweltlichen: 
Er möchte letzten Endes (und verweist 
hier auf die Konzeptionen Deweys, 
Holzkamps und Bourdieus) ein Ver-
ständnis des menschlichen Lernens evo-
zieren, welches einen „nicht-duali-
stischen, nicht reduktionistischen Bogen 
über Ich und Welt spannt“ (S. 25).  
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Peter Faulstich führt hierzu zunächst 
aus (Kapitel 2), dass der Begriff „Ler-
nen“ zum einen für viele verschiedene 
Phänomene verwendet wird und zum 
anderen Unterschiedliches meint. Lernen 
umfasst sowohl einzelne Lernakte als 
auch ganze Sequenzen und umfassende 
Systeme. Er beschreibt hier drei Ord-
nungsversuche (Gagné, Piaget und Bate-
son), weist aber darauf hin, dass diese 
Versuche auf der formalen Ebene ver-
bleiben, eine Konzeption menschlichen 
Lernens aber immer die Ebene von Be-
deutungszuweisungen mit einbeziehen 
muss. Darüber hinaus erscheint es sinn-
voll, sich die Multidimensionalität von 
Lernarten bewusst zu machen und so die 
Differenz der verschiedenen Dimensio-
nen und ihre unterschiedlichen Ausprä-
gungen erfassen zu können.  

Das dritte Kapitel, tituliert mit „Kri-
tische Reflexion reduktionistischer Lern-
theorien“, untersucht ausgewählte lern-
theoretische Ansätze „in der Abfolge ih-
rer wissenschaftlichen Konjunktur“ (S. 
35). Dabei möchte Faulstich diese Positi-
onen nicht als „falsch“ oder gar „dumm“ 
verurteilen (vgl. S. 35), sondern die jewei-
ligen „Schieflagen“ aufzeigen, die in der 
Ausblendung einzelner Aspekte des Ler-
nens bzw. in Verallgemeinerungen durch 
die Erhebung spezifischer Konzepte zu 
grundlegenden Modellen bestehen. Die 
gewählten Konzepte (verhaltenswissen-
schaftliche Theorien, Kognitivismus, 
Handlungsregulationstheorie, Konstruk-
tivismus und neurophysiologische Lern-
konzepte) werden einer Theorie mensch-
lichen Lernens nicht gerecht, weil zwar 
eine Entwicklung vom Passivismus zum 
Aktivismus bzw. vom Analytischen zum 
Systemischen deutlich wird, die Freiheit 
menschlichen Handelns fernab vom na-
turwissenschaftlich fundierten Kausali-
tätsdenken aber nicht erfasst wird. 

Diese Kluft überwindet Faulstich in 
den Kapiteln 4 und 5, ebenso wie die Il-

lusion der vollständigen Freiheit mensch-
licher Aktivität. Diese wird abgelöst vom 
Gedanken der bedingten Freiheit 
menschlichen Handelns und Lernens, 
der zur „Suche nach dem ‚missing link’ 
zwischen Subjekt und Struktur“ (S. 95) 
führt. 

In den folgenden Kapiteln leitet 
Faulstich von der Reinterpretation be-
stehender Konzepte über zur Ausarbei-
tung seiner eigenen Position. Dies ge-
schieht unter Bezugnahme auf die Be-
griffe Tätigkeit, Erfahrung, Interesse, 
Widerstand, Kontext und Gesellschaft-
lichkeit: Lernen als Tätigkeit zu betrach-
ten bedeutet, es als aktive Veränderung 
der Lebens- und Weltbezüge zu begrei-
fen. Daraus ergeben sich Fragen nach 
der Rolle der Erfahrung (Kapitel 7) und 
der Rolle von Motiven und Interessen 
(Kapitel 8). Menschliches Lernen findet 
immer dann statt, wenn die durch Erfah-
rungen konstituierte Handlungsroutine 
durch Brüche oder Zweifel in Frage ge-
stellt wird. Das Individuum kann sich an 
dieser Stelle für oder gegen das Lernen 
entscheiden. Lernwiderstände (Kapitel 9) 
sind Ausdruck bedingter Freiheit, der 
Entscheidung nicht zu lernen. Diese Ei-
gensinnigkeit stößt gerade auf institutio-
neller Ebene auf wenig Gegenliebe, ist 
nicht „zugelassen“ und führt dazu, dass 
die Lernenden sich zumindest partiell 
entziehen. Die zentrale Perspektive muss 
sich demzufolge auf die Gründe für feh-
lendes Lernen und Widerstände richten. 
Widerstände sind Teil der Lebensfüh-
rung (Kapitel 10). Lernen findet immer 
in bestimmten Lebensverhältnissen statt, 
also in konkreten, körpergebundenen 
und biographischen Kontexten – Zu-
sammenhänge, die durch gemeinsame 
Praxis erzeugt und entstanden sind. Ne-
ben der Leibgebundenheit und verschie-
denen Lernzeiten bzw. -räumen spielt die 
Biographizität des Lernens bzw. des Ha-
bitus eine entscheidende Rolle, denn sie 
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bilden die wichtigste situative Bestim-
mung menschlichen Lebens und Ler-
nens. Humanes Lernen bedeutet die 
Teilnahme an gesellschaftlicher Praxis 
(Kapitel 11), als Lernen mit Anderen, 
Lernen in Gruppen/Gemeinschaften, 
Organisationen und als Lernen in Gesell-
schaft. Für Faulstich fallen Merkmale der 
Person und der Struktur im Habitus zu-
sammen. Der Habitus bildet das soziali-
sierte Subjekt, die Fähigkeit und das 
Ausmaß seiner Transformation die 
Grundlage jeglichen menschlichen Ler-
nens. Hier schließt sich der Kreis, der 
„missing link“ ist gefunden. 

Für das Lehren (Kapitel 12) folgt da-
raus, dass seine Aufgabe in der Vermitt-
lung zwischen den Interessen der Ler-
nenden und gesellschaftlichen Proble-
men besteht. In der „Vermittlung von 
Lernen“ (vgl. S. 204) durch das Zusam-
menbringen von individuellen Lerninte-
ressen mit gesellschaftlichen Bedeu-
tungsstrukturen entwickeln sich thema-
tisch verschränkte Perspektiven. 

Im 13. Kapitel bringt Peter Faulstich 
schließlich Lerntheorien, Identitätskon-
zepte und Bildung zusammen. Die an-
spruchvollste Aufgabe des Lebens be-
steht darin, unabänderliche Tatsachen 
nicht als Grenze zu empfinden, sondern 
gerade zwischen Brüchen und Wider-
sprüchlichkeiten nach Chancen und Ver-
änderungen zu suchen. Diesen lebensge-
schichtlichen Vorgang, in dem Individu-
en versuchen, Identität herzustellen, 
nennt Faulstich Bildung: Konkrete ge-
sellschaftliche Probleme zu verstehen, 
eine eigene Position zu entwickeln und 
dabei Souveränität für das eigene Leben, 
erweiterte Handlungsfähigkeit und 
Lernchancen zu gewinnen bedeutet Be-
harren auf ein „besseres“, zukünftiges 
Leben (S. 215). 

Peter Faulstich selbst führt in der 
Einleitung aus, dass eine abschließende, 
fertige Lerntheorie nicht im Bereich des 

Möglichen liegt, wenn man nicht in ab-
geschlossenen Systemen denken will, die 
immer die Gefahr der Verfestigung mit 
sich bringen und dem zentralen Punkt 
des Lernens an sich widersprechen wür-
den: „Lernen ist nicht denkbar, ohne 
Neues zuzulassen; das Problem selbst 
sperrt sich gegen Geschlossenheit und 
feststehende Antworten“ (S. 8). 

Demzufolge ist auch „menschliches 
Lernen“ eine mögliche Perspektive auf 
das zugrundeliegende Problem. Perspek-
tiven (von lat. „perspicere“ – hindurch-
sehen, hindurchblicken) sind immer an 
den Ort des Betrachters gebunden, eine 
Erfassung aller Aspekte ist also prinzipi-
ell nicht möglich. Der Wert perspektivi-
scher Darstellungen für die Geometrie 
bzw. die Kunst liegt in der Möglichkeit, 
dreidimensionale Objekte auf zweidi-
mensionalen Flächen so abzubilden, dass 
ein räumlicher Eindruck entsteht, die 
Objekte also vom Auge erfasst werden 
können, ohne im Wortsinn „fassbar“ zu 
sein. Genau hier liegt in meinen Augen 
auch der Wert dieser Monographie. Es 
gelingt Peter Faulstich, das Objekt 
„Menschliches Lernen“ so zu veran-
schaulichen, dass die Leser die Möglich-
keit haben, es im Rahmen der innewoh-
nenden Grenzen (Eigensinn und Unver-
fügbarkeit) zu durchblicken. 

„Menschliches Lernen“ erscheint so 
komplex, dass zentralperspektivische 
Darstellungen nicht ausreichen. Es ist 
nicht möglich, so viele Fluchtpunkte zu 
setzen, dass alle wesentlichen Aspekte 
des humanen Lernens im Blickpunkt des 
Betrachters liegen können. Von daher 
wählt Peter Faulstich auch eine multiper-
spektivische Darstellung, die – um im 
Bereich der Kunst zu bleiben – an die 
Werke des Schweizer Künstlers Matthias 
Zimmermann erinnert. Zimmermann 
unterscheidet zwischen „konkreten“ 
(Objekte, die eindeutig auszumachen 
sind), „variierten konkreten“ (Objekte, 
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die nur ungefähr zu erkennen sind) und 
„nicht-konkreten“ (nicht mehr als kon-
kretes Objekt zu erkennen) Objekten. 
Die drei Formen stehen in ständiger In-
terdependenz, deren Gewichtung sich 
ständig verändert. Zimmermann nutzt 
die Objekte dazu, denkbare Wirklichkei-
ten entstehen zu lassen. Ähnlich verfährt 
meines Erachtens auch Peter Faulstich. 
Es gelingt ihm, konkrete und Variationen 
der konkreten Aspekte so mit den nicht 
mehr erkennbaren Objekten, den Unver-
fügbarkeiten, zu verbinden, dass das 
Phänomen „Menschliches Lernen“ 
wahrnehmbar wird und gleichzeitig die 
bedingten Freiheiten deutlich werden. 

„Menschliches Lernen“ ist eine 
Hommage an die Bedeutung und Größe 
des Lernens und wendet sich gegen jede 
Verkürzung, perspektivische Eingren-
zung und vor allem gegen eine Machbar-
keit des Lernens, wie sie zum Beispiel in 
den zumeist bildungspolitisch motivier-
ten Ausführungen zum Lebenslangen 
Lernen zu finden sind. Menschliches 
Lernen lebt von seiner Multiperspektivi-
tät, sowohl was Identität als „Resultat ei-
ner aneignenden Perspektivenkonver-
genz“ (S. 181) angeht, als auch in Bezug 
auf das handelnde Einwirken als gesell-
schaftliches Wesen.  

„Menschliches Lernen“ ist vorausset-
zungsreich. Die Multiperspektivität des 
Phänomens und der Darstellung verur-
sacht, dass man mit diesem Werk im 
Grunde niemals „fertig“ wird. Immer 
wieder tauchen beim Lesen neue Aspek-
te auf, verfolgen die Gedanken einen an-
deren Strang. Wer klar voneinander ab-
setzbare Aspekte und Definitionen, also 
Fluchtpunkte, sucht, der wird hier nicht 
fündig werden. Wer die Multiperspektivi-
tät des Phänomens und der Monogra-
phie erleben möchte, der ist „immer mit-
tendrin“ (S. 206). 

Stephanie Borgmann 

Brake, A./Bremer, H,/Lange-Vester, A. (Hg.): 
Empirisch Arbeiten mit Bourdieu. BeltzJuven-
ta: Weinheim 2013, 301 Seiten 

Der vorliegende Sammelband geht 
zurück auf eine Anregung Steffani Eng-
lers, die vor etwa 10 Jahren mit den jetzt 
Herausgebenden über ein solches Buch-
vorhaben gesprochen hatte. Sie, am 26. 
1. 2005 nur 44 Jahre alt gestorben an ei-
ner Blutkrebserkrankung, war zuletzt 
Vorsitzende der Sektion Bildungssozio-
logie der Deutschen Gesellschaft für So-
ziologie. Zusammen mit Jürgen 
Zinnecker und Barbara Friebertshäuser 
hat sie als eine der Ersten in der Bundes-
republik in einer Hochschulstudie in den 
1980er Jahren Pierre Bourdieus Konzep-
tion des Habitus und des Feldes mit ei-
ner empirischen Untersuchung verschie-
dener Fachkulturen z. B. der Soziologie, 
der Erziehungswissenschaft und der 
Elektrotechnik, verbunden.  

Es werden im vorliegenden Band 
neun Forschungsansätze vorgestellt, die 
sich auf die theoretische Konzeption 
Bourdieus rückbeziehen und diese für 
empirische Forschung nutzbar machen. 
Am Anfang des Bandes steht ein Inter-
view Pierre Bourdieus mit Beate Krais 
aus dem Jahr 1988, in dem Bourdieu sei-
ne wissenschaftstheoretischen Reflexio-
nen darstellt. Er will den positivistischen 
(Lazarsfeld) einerseits wie den theoreti-
zistischen Strömungen (Adorno) ande-
rerseits eine theoretisch begründete em-
pirische Gesellschaftswissenschaft entge-
genstellen. Bourdieu betont ein „Primat 
der Konstruktion. Die Konstruktion des 
Objekts ist der grundlegende wissen-
schaftliche Akt“ (22).  

Ein bisher unveröffentlichter Beitrag 
Steffani Englers „Der wissenschaftliche 
Beobachter in der modernen Gesell-
schaft“ will als „Wissenschaft vom Wis-
senschaftler“ das Selbstverständnis der 
Forschenden ins Blickfeld holen.  
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Die methodische Umsetzung einer 
theoretisch begründeten empirischen 
Forschung verdeutlicht Anna Brake am 
Beispiel der Photographie (59-92). Einer 
„Konversion des Blicks“ (59), d. h. der 
Außerkraftsetzung alltäglicher Präkon-
struktionen, die die Gegenstände von 
sich aus vorzugeben scheinen, zeigt sie 
am Beispiel der Familienphotographien 
im Marburger Mehrgenerationenprojekt 
(Büchner/Brake 2006) zu bildungs- und 
kulturbezogenen Austauschprozessen 
zwischen Großeltern, Eltern und Enkeln 
auf. 

Helmut Bremer und Christel Teiwes-
Kügler skizzieren ihren Ansatz der Habi-
tushermeneutik – ein in zahlreichen For-
schungswerkstätten entwickeltes, kom-
plexes Verfahren um Muster des Habitus 
zu erschließen (93-129). Die Methode 
und das Vorgehen – die am Beispiel ei-
ner Interviewauswertung sowie einer 
Gruppenwerkstatt, in der auch die Er-
stellung von Collagen erfolgte, vorge-
stellt werden – zeigen die Vielfalt der 
Möglichkeiten, Bourdieus Ansatz kreativ 
weiterzutreiben. 

Michael Vester, lange Jahre Leiter der 
AG Interdisziplinäre Sozialstrukturfor-
schung (agis) in Hannover setzt sich mit 
den verschiedenen Konzepten der Klas-
senanalyse nach Bourdieu auseinander 
und stellt das spezifisch Milieumodell 
von agis nachvollziehbar vor (130-195).  

Andrea Lange-Vester unternimmt es, 
„Historische Habitusforschung am Bei-
spiel einer Familiengeschichte“ (196-227) 
in Thüringen vom 17. bis ins 20. Jahr-
hundert, umzusetzen. Sie stößt dabei auf 
das Problem der Beharrlichkeit 
und/oder Transformation eines klassen-
spezifischen Familienhabitus.  

Auf Machtverhältnisse am Beispiel 
des Feldes der Bildenden Kunst in Berlin 
beziehen sich Sandra Beaufaÿs und Vale-
rie Moser (228-254). Vor allem durch In-
terviews mit Akteuren, die unterschiedli-

che Positionen im Feld besetzen, gelingt 
es die „sozialen Wurzeln“ (245) der Zu-
schreibung „individueller Kreativität‘ 
freizulegen.  

In einer Selbstvergewisserung (256) 
blickt Barbara Friebertshäuser auf 
Zinneckers, Englers und ihre eigenen 
Untersuchungen zu wissenschaftlichen 
Fachkulturen in den 1980er Jahren zu-
rück (255-277). Die Möglichkeiten einer 
biographischen Analyse mit den Denk-
werkzeugen Bourdieus macht sie am Bei-
spiel der Habilitationsschrift Steffani 
Englers („In Einsamkeit und Freiheit“. 
2001) deutlich.  

Auch Anne Schlüter fragt „Biogra-
phisch arbeiten mit Bourdieu?“ (278-
299) Dabei konfrontiert sie Bourdieus 
Sichtweise auf Biographie mit einem er-
ziehungswissenschaftlichen Subjektkon-
zept.  

Das Spektrum der Themen und die 
Vielfalt der Ansätze zeigen, dass Bourdi-
eus Konzept der Forschung hinreichend 
offen bleibt, um verschiedene Lesarten 
und Zugriffe zuzulassen. Er gibt keine 
fertigen Instrumente vor und liefert kei-
ne geschlossene Theorie, sondern er regt 
an zu einer Denkweise. Er will das 
Schisma zwischen Theorie und Empirie 
überwinden (9). „Das Instrument ist 
Theorie in actu“ (zit. 8).Dabei brand-
markt er einen methodologischen Mono-
theismus (17). Hier wird dann auch ver-
wiesen auf eines meiner Lieblingszitate: 
„Kurz, die Forschung ist eine viel zu 
ernste und viel zu schwierige Angelegen-
heit, als dass man sich erlauben könnte, 
Wissenschaftlichkeit mit Rigidität zu 
verwechseln, was das Gegenteil von 
Klugheit und kreativem Denken ist“ (aus 
der „Reflexiven Anthropologie“ (Bour-
dieu/Wacquant 1996), hier zit. 17). Diese 
Einsicht wird in den verschiedenen Bei-
trägen anregend durchgespielt.  

Peter Faulstich 
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Burghardt, Daniel; Homo spatialis. Eine pä-
dagogische Anthropologie des Raums, Beltz-
Juventa: Weinheim 2014, 239 Seiten 

In den letzten Jahren ist eine Zunahme 
der Forschung zu Lernräumen resp. 
Lernorten zu verzeichnen. Daniel Burg-
hardt unternimmt es, diese in den sozi-
alwissenschaftlichen Diskursen der Sozi-
ologie, der Psychologie, der Ökonomie 
grassierende Tendenz in ihren Konse-
quenzen für eine „pädagogische Anthro-
pologie“ aufzuarbeiten und darzustellen. 
Er setzt sich – wie mittlerweile gang und 
gebe – ab gegen eine Raumvorstellung, 
die gekennzeichnet werden kann mit 
dem Etikett des Containers. Dazu greift 
er drei Theoriekonvolute auf: 1. Die 
Entwicklungspsychologischen Einsich-
ten Piagets, welche die kognitiven 
Raumvorstellungen der Kinder erfor-
schen und dabei die Entwicklung von 
Raum als Konstruktion aufdecken und 
diese mit der Motorik des eigenen Kör-
pers verbinden, 2. die phänomenologi-
sche Perspektive Bollnows auf den erleb-
ten Raum; 3. die – als kulturwissen-
schaftlich bezeichnete – Position Fou-
caults, der die machterfüllten Strukturen 
von Räumen aufdeckt.  

Mit Piaget will Burghardt den Bezug 
zum Lernen herstellen, mit Bollnow eine 
bildungstheoretische Perspektive öffnen 
und mit Foucaults machtanalytischem 
Fokus auf die Doppeldeutigkeit von Er-
ziehung als Freiheit und Indienstnahme 
in der Geschichte der Disziplinarräume 
hinweisen. 

Die Argumentation folgt diesem 
Dreischritt, auch die interne Gliederung 
der Abschnitte folgt diesem Muster: Es 
werden zunächst Rückbindungen an den 
übergeordneten Diskurs aufgezeigt, dann 
die raumtheoretische Position des jewei-
ligen Autors dargestellt und schließlich 
die pädagogischen Verschränkungen von 
Raum und Lernen (Piaget), Raum und 

Bildung (Bollnow) sowie Raum und Er-
ziehung (Foucault). 

Durch diesen stringenten Aufbau ge-
lingt es eine roten Faden durch die Viel-
falt des Materials zu ziehen und die Brei-
te des Konzepts weitgehend durchzuhal-
ten. Allerdings erhalten die Theoriekon-
zepte für die Argumentation unter-
schiedliches Gewicht. Man merkt, dass 
Burghardt selbst eher der Phänomenolo-
gie verpflichtet ist und deshalb Bollnow 
besonders behandelt. 

Bei Otto Friedrich Bollnow (1908-
1991) (vgl. a. Burghardt 76-119; Darstel-
lung hier im Rückgriff auf den Original-
text) findet sich zweifellos eines der ela-
boriertesten Konzepte eines „pädagogi-
schen“ Raums. In seinem zusammenfas-
senden Aufsatz „Der Raum“ (Bollnow 
1979) setzt er sich zunächst ab gegen 
mathematische Konzepte des Raums. 

„Unsere Vorstellungen vom Raum 
sind in der Regel durch den euklidischen 
Raum bestimmt, wie wir ihn im Mathe-
matik- und Physik-Unterricht unserer 
Schulzeit kennengelernt haben. Kein 
Punkt in ihm ist vor einem andern 
Punkt, keine Richtung vor einer andern 
Richtung ausgezeichnet“ … „Dieser 
Raum ist völlig ungegliedert und kann 
insofern als eine Art von Gefäß betrach-
tet werden, in dem sich die Dinge befin-
den. Diese Raumvorstellung ist uns so 
selbstverständlich geworden, daß wir 
darüber meist vergessen, daß der konkre-
te Raum, in dem wir leben und den wir 
erleben, kurz gesagt: der erlebte Raum 
ganz anders ist. Dieser hat vielmehr eine 
reiche Gliederung, die wir uns in einigen 
Grundzügen vergegenwärtigen wollen“ 
(Bollnow 1979, 15). 

Bollnow befasst sich dann mit dem 
„erlebten Raum“, der durch den mensch-
lichen Leib zentriert ist: 

„Der erlebte Raum hat zunächst ei-
nen natürlichen Nullpunkt. Das ist der 
Ort, an dem wir uns befinden, oder ge-
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nauer: der Ort, an dem wir uns gewöhn-
lich befinden, wo wir zuhause sind. 
Dieser Raum hat, um beim einfachsten 
zu beginnen, eine bevorzugte Richtung, 
das ist die Senkrechte, und dieser ent-
spricht eine bevorzugte Ebene, die Hori-
zontalebene, die, im groben gesehen, mit 
der Erdoberfläche übereinstimmt. Auf 
dieser Ebene spielt sich im wesentlichen 
das menschliche Leben ab …“ (ebd.). 

Dieser Raum ist strukturiert durch 
erreichbare Nachbarschaft, über die We-
ge (gr. hodos), um Entferntheit zu über-
winden. Bollnow führt den Begriff des 
„hodologischen Raumes“ ein: 

„In diesem erlebten Raum bestimmt 
sich die Entfernung zu einem andern Ort 
nicht nach dem in der Luftlinie zu mes-
senden Abstand in Metern und Kilome-
tern, sondern nach der Möglichkeit, die-
sen zu erreichen. So können geometrisch 
nahe benachbarte Orte praktisch weit 
von einander entfernt sein, weil sie durch 
schwer zu überwindende Hindernisse, 
etwa durch Flüsse und Gebirge, vonei-
nander getrennt sind, und andre wieder 
nahe benachbart, weil sie, etwa durch 
Straßen, Brücken oder gar Tunnels leicht 
zu erreichen sind. Man hat darum den 
erlebten Raum sehr treffend als einen 
hodologischen, einen durch Wege ge-
gliederten Raum (Kurt Lewin), bezeich-
net. …“. (ebd.). 

Dieser Raum ist in Sphären geglie-
dert. Im Unterschied zu existenzialisti-
schen Positionen, die auf Geworfenheit 
und Verlorenheit menschlichen Seins in 
Raum und Zeit abheben, betont Bollnow 
die Geborgenheit im Innenraum des 
Hauses, das sich aber über Türen und 
Fenster auch nach außen öffnet. 

„Um aber an einer bestimmten Stelle 
als der Mitte der darum geordneten Welt 
einen sicheren Aufenthalt zu haben, ist  
 

es notwendig, diesen Ort durch Mauern 
und Wände abzugrenzen, um so einen 
Raum zu gewinnen, in dem der Mensch 
geschützt vor den Unbilden der Witte-
rung wie den Angriffen seiner Feinde in 
Ruhe und Frieden wohnen kann. Damit 
gliedert sich der erlebte Raum in zwei 
konzentrische Sphären, in einen engeren 
Innenraum des Hauses oder der Woh-
nung, ganz gleich, wie dieser im einzel-
nen beschaffen ist, und einen weiteren, 
sich bis ins Unendliche verlierenden Au-
ßenraum. Beide Räume sind durch Wän-
de voneinander getrennt, aber durch Tür 
und Fenster wieder miteinander verbun-
den. Und nun ist entscheidend, dass bei-
de Räume, der Innenraum und der Au-
ßenraum, im Leben des Menschen eine 
ganz verschiedene Bedeutung haben“ 
(ebd. 15/16). 

Die phänomenologische Raumauf-
fassung verkürzt sich so allerdings auf 
Empfinden und Wahrnehmen – das 
Fühlen im Raum. Zwar betont Bollnow, 
dass der erlebt Raum nicht nur sinnlich 
erfahren werde, sondern, dass ihm genau 
dadurch „Wirklichkeit“ zukomme, aber 
die phänomenologische Perspektive 
bricht sich an der Oberfläche der Er-
scheinungen. Handeln spielt keine Rolle. 
Dies gilt auch für Burghardt. 

Der Text verbleibt auf der Ebene der 
raumtheoretischen Debatte. Eine Öffnung 
zu Erfahrungsbezügen findet nicht statt. 
Damit übergeht Burghardt die mittler-
weile doch zahlreichen Versuche in der 
Soziologie, der Geographie, der Sozial-
pädagogik und der Erwachsenenbildung, 
einen „relationalen Raum“ empirisch zu 
fassen. Was nicht heißen soll, dass die 
theoretische Diskussion eine solche 
Sichtweise nicht bereichern kann. 

Peter Faulstich 
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Gerhard Hirscher/Eckhard Jesse (Hg.), Extre-
mismus in Deutschland – Schwerpunkte, Ver-
gleiche, Perspektiven. Baden-Baden (Nomos) 
2013, 608 S., 89 €.  

Armin Pfahl-Traughber, Linksextremismus in 
Deutschland – Eine kritische Bestandsauf-
nahme. Wiesbaden (Springer VS) 2014, 248 
S., 24,99 €.  

Bodo Ramelow (Hg.), Schreddern, Spitzeln, 
Staatsversagen – Wie rechter Terror, Behör-
denkumpanei und Rassismus aus der Mitte 
zusammengehen. Hamburg (VSA) 2013, 238 
S., 12,80 €.  

In puncto Extremismusabwehr ist 
Deutschland spitze, denn „nirgendwo 
gibt es ein derart ausgeklügeltes System 
an Schutzmechanismen“. Das schreibt 
jemand, der es wissen muss, der Politik-
wissenschaftler Eckhard Jesse, in dem 
gemeinsam mit Gerhard Hirscher 
(Hanns-Seidel-Stiftung) edierten Sam-
melband seiner Reihe „Extremismus und 
Demokratie“ (Nr. 26). Wie dieses Buch 
oder die neue Bestandsaufnahme des 
Staatsschutzexperten Armin Pfahl-
Traughber belegen, gibt es neben den 
drei Dutzend Einrichtungen, die in 
Deutschland über die Staatssicherheit 
wachen, eine darauf eingeschworene, 
publizistisch präsente Forschergemeinde, 
die eine Definitionsmacht gerade auch 
für die (außerschulische) politische Bil-
dung beansprucht. Ihr wichtigstes Ge-
schäft besteht darin, dem erlaubten Plu-
ralismus Grenzen zu setzen. Das sei am 
linken Rand besonders wichtig, so Ru-
dolf van Hüllen, Ko-Autor von „Links-
extrem – Deutschlands unterschätzte 
Gefahr“ (2011), weil hier „zentrale Be-
griffe der Sozial- und Ideengeschichte 
wie Sozialismus, Gleichheit und Demo-
kratisierung“ im eigenen Sinne „besetzt“ 
würden. Deshalb müsse die Grenze zwi-
schen einer parlamentarisch-repräsenta-

tiven und einer marxistisch-leninistischen 
Demokratie-Tradition, inklusive „identi-
tär-demokratischer Interpretation“, mes-
serscharf gezogen werden.  

Mit dem NSU-Skandal von Ende 
2011 ist die deutsche Sicherheitsarchitek-
tur in eine ihrer schwersten Krisen gera-
ten. Trotz der „ausgeklügelten“, weit im 
Vorfeld tätigen Extremismusabwehr 
wurde die rassistische Mordserie nicht 
erkannt. Die Fachleute waren sich einig, 
dass kein rechter Terror existiere – und 
das angesichts einer westdeutschen Tra-
dition rechter Gewalt seit den 50er Jah-
ren oder eines spektakulären Anschlags 
auf das Oktoberfest 1980, wo ein 
Rechtsterrorist mehr Opfer produzierte 
als tödliche Anschläge der RAF.  

Seit dem November 2011 hieß es 
dann allseits, das als „unfassbar“ konsta-
tierte „Versagen“ der Sicherheitsbehör-
den dürfe nicht einfach hingenommen 
werden, es müsse schonungslose Aufklä-
rung erfolgen. Bundestag und Bundes-
länder setzten Untersuchungsausschüsse 
ein und zogen sie nach allen Regeln der 
Kunst durch. Aus der Ungeheuerlichkeit 
einer Nähe von Verfassungsschutz und 
Neonazi-Szene wurde so das Protokoll 
einer „Pannenserie“ verfertigt, das nur 
ein Fazit kennen wollte: Der Staatsschutz 
muss gestärkt werden! Kritische Stim-
men, die dieses Ergebnis wie die behaup-
tete Aufklärungsleistung in Frage stellten 
– etwa der Sammelband des Linkspoliti-
kers Bodo Ramelow –, spielen seitdem 
kaum noch eine Rolle.  

Die Politik hat mittlerweile kleinere 
Korrekturen vorgenommen. So hat 
Bundesjugendministerin Schwesig die 
umstrittene Extremismusklausel für die 
Bildungsarbeit abgeschafft (vgl. Journal 
für politische Bildung 2/14); Ramelow 
wird nicht mehr vom Verfassungsschutz 
überwacht; die Opferzahlen rechter Ge-
walt werden überprüft, um die jahrzehn-
telange Verharmlosung zu revidieren... 



Thema | Rezensionen 

197 

Ob die ebenfalls umstrittenen Extre-
mismusbekämpfungsprogramme der 
ehemaligen Jugendministerin Schröder 
mit dem neuen Schwerpunkt auf der lin-
ken Gefahr fortgeführt werden, ist noch 
nicht entschieden; das Deutsche Jugend-
institut (DJI) hat jedenfalls Anfang 2014 
einen Zwischenbericht zur Evaluation 
des Linksextremismus-Programms vor-
gelegt, die ihm im Prinzip seine Über-
flüssigkeit bescheinigt. Wer aber erwar-
tet, die Extremismusforschung wäre von 
den Vorgängen rund um den NSU-
Skandal betroffen gemacht und zur 
Nachdenklichkeit angeregt worden, wird 
enttäuscht. Davon ist, wie die beiden 
einschlägigen Publikationen demonstrie-
ren, nichts zu spüren. Im Gegenteil, man 
macht unverdrossen weiter; van Hüllen 
hält sogar an seiner Einschätzung fest, 
der Linksextremismus sei die unterschät-
ze Gefahr.  

Pfahl-Traughber verliert in seinem 
Buch, das die Tradition solcher Gefah-
reneinschätzungen fortschreibt, beim 
Vergleich des links- und rechtsextremen 
„Gefahrenpotenzials“ kein Wort zum 
Thema NSU. Zu dem Sammelband von 
Hirscher/Jesse hat er jedoch einen Text 
über den NSU-Komplex beigesteuert, 
der dort im Grunde die einzige Ausei-
nandersetzung mit der Zäsur des Jahres 
2011 darstellt. Sonst gibt es nur verein-
zelte, meist beiläufige Bezugnahmen auf 
das Thema. Ein paar Überlegungen mehr 
widmet ihm Jesse, und zwar bei seiner 
Zurückweisung „differenzierter und 
plumper Kritik“ am Extremismus-
Begriff. Jesse konstatiert „schwerwiegen-
de Ermittlungspannen und Versäumnisse 
der Sicherheitsbehörden“, um fortzufah-
ren: „Untersuchungsausschüsse im Bund 
sowie in Bayern, Sachsen und Thüringen 
sind dabei, diese schonungslos aufzuklä-
ren. Die spätere Konsequenz: ein ver-
mutlich grundlegender Umbau der Si-
cherheitsstruktur.“ Jesse spricht auch 

gleich aus, welche Sorge ihn bei dem 
Thema umtreibt: „Diese – schlimmen – 
Vorgänge eignen sich zur Instrumentali-
sierung“, nämlich zu einer Infragestel-
lung der Arbeit des Verfassungsschutzes. 
Das ist das Schlimme und muss seiner 
Ansicht nach auf jeden Fall verhindert 
werden! So ist sein Aufsatz wie der ganze 
Sammelband – der sich nach Rechts- 
bzw. Linksextremismus, Islamismus und 
einem zusammenfassenden Vergleichs-
teil gliedert, dabei Machart wie Material 
der Verfassungsschutzberichte kopiert – 
auf die Zurückweisung der Kritik am 
Extremismus-Konzept bedacht.  

Pfahl-Traughber umgeht in dem ge-
nannten Beitrag das eigentliche Problem 
der „unfassbaren“ Pannenserie. Er bringt 
einerseits eine minutiöse Schilderung von 
Personal und Aktivitäten des NSU, als 
ob an solchen Informationen Mangel be-
stünde. Zudem wird im Münchner Ge-
richtsverfahren seit 2013 überprüft, ob 
die früheren Auskünfte der Sicherheits-
behörden zutreffend waren, wobei sich 
bislang allerlei kritische Nachfragen – zu 
Ablaufschilderungen oder Erklärungs-
versuchen – ergeben haben. Andererseits 
kapriziert er sich darauf, dass die Mord-
serie des NSU eine neuartige Erschei-
nung des Rechtsterrorismus gewesen sei, 
die Sicherheitsbehörden also keine 
Schuld treffe. So billig geht die Reinwa-
schung des Sicherheitsapparates samt der 
angeschlossenen Forschergemeinde. 
Jahrzehntelang haben sich die Fachleute 
auf die Beobachtung linker Protestbewe-
gungen konzentriert – von denen man 
heute, in Pfahl-Traughbers aktueller Be-
standsaufnahme erfährt, dass sie legitime 
demokratische Anliegen verfolgten –, 
während sie am rechten Rand nichts 
Großartiges entdeckten, weil sie es mit 
lauter Einzeltaten zu tun hatten, von de-
nen man keinesfalls auf ein Programm 
zur Terrorisierung von Ausländern und 
sonstigen „Volksschädlingen“ schließen 
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konnte. Und Rechtsterrorismus wird ja 
nach der Definition dieser Experten – 
wie der Extremismus überhaupt – als 
Angriff auf den Verfassungsstaat ver-
standen: Wenn einfach nur Menschen 
umgebracht werden, ist der Staatsschutz 
nicht alarmiert.  

Marcel Eilenstein blickt in der Veröf-
fentlichung von Ramelow auf diese Ver-
tuschungspolitik zurück, speziell auf das 
Oktoberfest-Attentat: „Der Anschlag 
fand im Vorfeld der Bundestagswahl 
statt, in dem der CSU-Kanzlerkandidat 
Franz-Josef Strauß öffentliche Sicherheit 
und die Gefahr durch die 'Rote-Armee-
Fraktion' (RAF) als zentrale Wahl-
kampfthemen positionierte.“ Daher hätte 
kein Interesse an der Aufdeckung einer 
rechtsradikalen Gefahr bestanden. Das-
selbe Muster zeigte sich beim rechten 
Untergrund, der seit den 1990er Jahren 
ungestört in Deutschland agierte. Da es 
ein politisches Desinteresse am Feindbild 
Rechtsterrorismus gab, ging die Fahn-
dung in die politisch erwünschte andere 
Richtung: Die Ausländergemeinde, die 
die Opfer zu beklagen hatte, galt als 
Sumpf der Kriminalität, dem man mit 
heftigem Ermittlungsdruck zu Leibe rü-
cken musste. Es geht also der Sache nach 
um mehr als um „Staatsversagen“, d. h. 
die von den Untersuchungsausschüssen 
als unfassbar apostrophierte Pannenserie. 
Es geht um die – systembedingte – Un-
fähig- bzw. Unwilligkeit der Behörden, 
rassistischen Tendenzen entgegenzutre-
ten.  

Die 30 Beiträge, die Hirscher/Jesse 
versammelt haben und die sich teils ex-
plizit an die politische Bildung wenden, 
tragen wenig zur pädagogischen Praxis 
bei. Prävention, die nach 1990 „erhöhte 
Ansprüche an politische Bildung“ stelle, 
wird von van Hüllen vor allem im poli-
zeilichen Sinne verstanden. Dabei mo-
kiert sich der Autor gleichzeitig im Stil 
der Jungen Freiheit über die – seit 

Schröders „Aufstand der Anständigen“ 
im Kampf gegen rechts entstandene – 
„regelrechte Präventionsszenerie mit 
eingefahrenen Stellenplänen, Versor-
gungsperspektiven für die Beteiligten 
und einer institutionellen Infrastruktur“. 
Dass hier eine Aufgabe auf Dauer ge-
stellt und mit Fachkompetenz ausgestat-
tet wurde, soll man anscheinend bedenk-
lich finden! Pfahl-Traughbers Buch, das 
neben der Wissenschaft die Fachkräfte 
der politischen Bildung als Zielgruppe 
nennt, listet nach einführenden, termino-
logischen und (ideen-)geschichtlichen 
Erläuterungen die linksradikale Szene im 
Stil der Verfassungsschutzberichte auf, 
wobei ein Unterschied zu Hirscher/Jesse 
auffällt: Während dort die Linkspartei im 
Mittelpunkt steht, ist ihr hier nur ein Ex-
kurs gewidmet. Pfahl-Traughber betont 
auch mehrfach, dass Kapitalismuskritik 
und Sozialismusforderungen nicht per se 
unter das Extremismus-Verdikt fallen. 
Hier ist wie an anderen Stellen des Buchs 
eine Anpassung an den Zeitgeist festzu-
stellen, haben doch seit der Finanzkrise 
kapitalismuskritische Töne weite Kreise 
gezogen.  

Zahlreiche Kritikpunkte und eher 
vorsichtige Hypothesen hat Ramelow in 
seinem Band zusammengetragen. Er 
setzt damit die Publikation „Made in 
Thüringen? Nazi-Terror und Verfas-
sungsschutz-Skandal“ fort, die 2012 eine 
erste Bilanz des NSU-Skandals versuch-
te. Die rund 30 Beiträge der neuen Ver-
öffentlichung entwerfen ein breites 
Themenspektrum: Es geht um den 
„Stand der (Nicht-)Aufklärung“ in Bund 
und Ländern, um die Rolle der Geheim-
dienste und um den Rassismus, der aus 
der Mitte der Gesellschaft kommt. Letz-
teres ist ein Thema, das der Extremis-
musforschung von Jesse und Co. völlig 
abwegig erscheint, auch wenn man sich 
dort gelegentlich zustimmend auf Wil-
helm Heitmeyers Befunde zur „grup-
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penbezogenen Menschenfeindlichkeit“ 
bezieht, die dem Topos vom „Extre-
mismus der Mitte“ wieder Nachdruck 
verliehen haben.  

Wichtig für die Bildungsarbeit sind 
bei Ramelow etwa die Beiträge von Rolf 
Gössner oder Friedrich Burschel. Göss-
ner, einer der führenden zivilgesellschaft-
lichen Geheimdienstexperten, greift die 
unter den Titeln „Prävention“ und „Öf-
fentlichkeitsarbeit“ laufende Offensive 
von Verfassungsschutzbehörden auf, 
sich als eigenständiger Bildungsakteur zu 
etablieren. Hier liege eine „inakzeptable 
Kompetenzüberschreitung“ vor. „Politi-
sche Bildungsarbeit“, so Gössner, „die 
 

ihrem Namen und Auftrag etwa zur 
Demokratie- und Menschenrechtsbil-
dung gerecht wird, muss demgegenüber 
gerade frei, kritisch und weitgehend 
staatsunabhängig sein.“ Burschel geht 
auf die geheimdienstliche Einflussnahme 
im Wissenschaftsbereich – Stichwort 
Extremismustheorie – ein, die auch 
Konsequenzen für die politische Jugend- 
und Erwachsenenbildung hat. Diese soll-
te, das belegen die drei vorgestellten 
Publikationen jeweils auf ihre Weise, 
nicht positiven Verfassungsschutz be-
treiben, sondern sich auf ihre eigene dis-
kursive, kritische und fachliche Kompe-
tenz verlassen.  

Johannes Schillo 

 



Hessische Blätter 2 | 2014 

200 

Mitarbeiter/innen 

Klaus Buddeberg, Jg. 1966, Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter Universität Hamburg, Fa-
kultät für Erziehungswissenschaft – Veröf-
fentlichungen u. a.: zus. mit Grotlüschen: 
Funktionale Analphabetinnen und Anal-
phabeten im Fokus der Diskussion um In-
klusion, in: Burtscher u. a. (Hg.): Zugänge 
zur Inklusion. Erwachsenenbildung, Be-
hindertenpädagogik und Soziologie im Dia-
log, Bielefeld 2013, S. 135-144. 
 
Birte Egloff, Dr., Jg. 1969, Akademische 
Rätin FB Erziehungswissenschaften Uni-
versität Frankfurt/M. – Veröffentlichun-
gen u. a.: Interkulturelle Momente in Bio-
grafien – Spurensuche im Kontext des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks (hg. 
von Egloff/Friebertshäuser/Weigand), 
Münster 2013. 
 
Johanna Gebrande, Jg. 1986, Wissenschaft-
liche Mitarbeiterin Lehrstuhl für Allgemei-
ne Pädagogik und Bildungsforschung Uni-
versität München – Veröffentlichungen: 
Tippelt/Gebrande: Neue Bildung über den 
Lebenslauf, in: Wahl/Kruse (Hg.): Lebens-
läufe im Wandel? Sichtweisen verschiede-
ner Disziplinen, Stuttgart 2014. 
 
Anke Grotlüschen, Prof. Dr., Jg. 1969, Pro-
fessorin Universität Hamburg, Fakultät für 
Erziehungswissenschaft – Veröffentlichun-
gen u. a.: Erneuerung der Interessetheorie: 
Die Genese von Interesse an Erwachse-
nen- und Weiterbildung, Wiesbaden 2010. 
 
Peter Hubertus, Gründungsmitglied und 
Geschäftsführer Bundesverband Alphabe-
tisierung und Grundbildung e. V.  
 
Ewelina Mania, Jg. 1984, Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin „Programme und Beteili-
gung“ am Forschungs- und Entwicklungs-
zentrum Deutsches Institut für Erwachse-

nenbildung – Leibniz-Zentrum für Lebens-
langes Lernen – Veröffentlichungen u. a.: 
Volkshochschulpraxis im Kontext von In-
klusion – am Sozialraum orientiert, in: DIE 
Zeitschrift, H. 1/2013, S. 50-52. 
 
Rudolf Tippelt, Prof. Dr., Jg. 1951, Lehr-
stuhl für Allgemeine Pädagogik und Bil-
dungsforschung Universität, München – 
Veröffentlichungen u. a.: Nittel/Schütz/ 
Tippelt: Pädagogische Arbeit im System 
des lebenslangen Lernens. Weinheim 2014. 
 
Wibke Riekmann, Dr., Jg. 1973, Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin an der Universität 
Hamburg, Fakultät für Erziehungswissen-
schaft – Veröffentlichungen u. a.: Grotlü-
schen/Riekmann (Hg.): Funktionaler An-
alphabetismus in Deutschland, Ergebnisse 
der ersten leo.-Level-One Studie, Münster 
u. a., 2013. 
 
Steffi Rohling, Direktorin Verband der 
Volkshochschulen Rheinland-Pfalz e. V.  
 
Ulrich Steuten, Dr., Jg. 1957, Fachbereichs-
leiter VHS Moers, Lehrbeauftragter Uni-
versität Klagenfurt und PH Weingarten – 
Veröffentlichungen u. a.: Grenzen der Lite-
ralität – Grenzen der Teilhabe? In: Forum 
Wissenschaft, Nr. 3 2012, S. 19-23. 
 
Monika Tröster, Jg. 1956, Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin „Programme und Beteili-
gung“ Forschungs- und Entwicklungszent-
rum Deutsches Institut für Erwachsenen-
bildung – Leibniz-Zentrum für Lebenslan-
ges Lernen – Veröffentlichungen u. a.: Un-
sichtbares sichtbar machen – Analphabe-
tismus und Grundbildung in Deutschland, 
in: Kronauer (Hg.): Inklusion und Weiter-
bildung. Reflexionen zur gesellschaftlichen 
Teilhabe in der Gegenwart, S. 211-234; 
Bielefeld 2010. 
 
Dirk Wolk-Pöhlmann, Fachreferent für die 
Bereiche Sprachen, Integration und Alpha-
betisierung im Verband der Volkshoch-
schulen Rheinland-Pfalz e. V. 


